68. 


Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 
Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 


Freitag den 21. März 1862. 


Te a —5ð—3i — 


Amtliches. 

Der „Staatsanzeiger“ bringt folgenden Allerhöchſten Erlaß, 
den wir bereits geſtern Abend durch ein Extrablatt unſeren Leſern 
mitgetheilt haben: 2 

Ich beauftrage das Staatsminiſterium, wegen Ausführung der 
Wahlen der Abgeordneten zum Landtage der Monarchie unverzüg⸗ 
lich die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Es wird hierbei die 
Aufgabe Meiner Behörden ſein, ebenſo die geſetzlichen Vorſchriften 
gewiſſenhaft zur Anwendung zu bringen, als auch den Wählern 
über die Grundſätze Meiner Regierung einen unzweidentigen Auf⸗ 
ſchluß zu geben und dem Einfluſſe von Verdächtigungen entgegen⸗ 
zutreten, welche die Unbefangenheit des öffentlichen Urtheils 
wirren bezwecken, wie ſich dies bei den letzten Wahlen gezeigt hat. 

Ich halte unabänderlich feſt an den Grundſätzen, welche Ich 
am 8. Novbr. 1858 dem Staatsminiſterium eröffnet und jeitdem 
wiederholt vor dem Lande kundgegeben habe; ſie werden, richtig 
aufgefaßt, auch ferner die Richiſchnur Meiner Regierung bleiben. 
Aber die daran geknüpften irrthümlichen Auslegungen haben Ver⸗ 
wickelungen erzeugt, deren glückliche Löſung die nächſte Aufgabe 
Meiner gegenwärtigen Regierung iſt. 

In weiterer Ausführung der beſtehenden Verfaſſung ſoll die 
Geſetzgebung und Verwaltung von freifinnigen Grundſätzen aus⸗ 
gehen. Es kann aber ein heilbringender Fortſchritt nur gedacht wer⸗ 
den, wenn man, nach beſonnener und ruhiger Prüfung der Zeitlage, 
die wirklichen Bedürfniſſe zu befriedigen und die lebensfähigen 
Elemente in den beſtehenden Einrichtungen zu benutzen weiß. Dann 
werden die Reformen der Geſetzgebung einen wahrhaft konſervati⸗ 
ven Charakter tragen, während fie bei Uebereilung und Ueberſtür⸗ 
zung nur zerſtörend wirken. 2 

Es iſt Meine Pflicht und Mein ernfter Wille, der von Mir 
beſchworenen Verfaſſung und den Rechten der Landesvertretung 
ihre volle Geltung zu ſichern, in gleichem Maaße aber auch die 
Rechte der Krone zu wahren und ſie in der ungeſchmälerten Kraft 
zu ethalten, welche für Preußen zur Erfüllung ſeines Berufes noth⸗ 
wendig iſt und deren Schwächung dem Vaterlande zum Verderben 
gereichen würde. Dieſe Meine Ueberzeugung iſt — Ich weiß es — 
auch in den Herzen Meiner Unterthanen lebendig, und es kommt 
nur darauf an, denſelben Meine wahre Gefinnung für deren Wohl 


klar und ofen darzulegen. 
n Bezug auf Meine auswärtige und insbeſondere Meine 
deulſche Politik halte Ich an dem bisherigen Standpunkte unver⸗ 


ändert feſt. A 0 
Das Staatsminiſterium hat dafür Sorge zu tragen, daß die 


vorſtehend von Mir ausgeſprochenen Grundſätze bei den bevor⸗ 
ſtehenden Wahlen zur Geltung gebracht werden. Dann darf Ich 
mit Zuverſicht erwarten, daß alle Wähler, welche Mir und Meinem 
Hauſe in Treue anhangen, Meine Regierung in vereinigter Kraft 


unterſtützen werden. u 1 a 4 
Ich beauftrage das Staatsminiſteriſim, hiernach die Behörden 
mit Anweiſung zu verſehen und allen Meinen Beamten ihre beſon⸗ 


dere Pflicht in Erinnerung zu bringen. 
Berlin, 19. März 1862. 
Wilhelm. 

A. Prinz zu Hohenlohe. von der Heydt. von Roon. 
Graf von Bernſtorff. Graf von Itzenplitz. von Mühler. 
Graf zur Lippe. von Jagow. 

An das Staatsminiſterium. 


Berlin, 21. März. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt ge⸗ 
ruht: Dem evangeliſchen Pfarrer Koch zu Nauſiß im Kreiſe Weißenſee und dem 
Poſtverwalter Maylaender zu Halberſtadt den Rotten Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe, jo wie dem Kantor und Schullehrer Joſeph Michgel zu Sagan und 
dem Schullehrer Johann Wilhelm Schlupkoten zu Elberfeld das All. 

emeine Ehrenzeichen zu verleihen; den Sekonde - Lieutenant in der Schleſiſchen 
rtillerie- Brigade Nr. 6 Rar Benno Robert Ottokar Richter unter 
dem Namen „Richter von Steinbach“ in den Adelſtand zu erheben; den 
Kreisrichter Kellerhoff in Paderborn zum Kreisgerichts⸗Rath zu ernennen; 
und dem Rechtsanwalt und Notar Menne in Nieheim den Charakter als Zus 
figrath; ſowſe dem Kreisgerichts⸗Sekretär Flortan Grüger zu Neurode, 
im Reglerungsbezirke Breslau, bei ſeinem fünfzigjährigen Dienſtjubiläum, den 
Charakter als Kanzlei⸗Rath zu verleihen. j 
Der techniſche Hülfsarbeiter bei der Regierung gu Magdeburg, Königliche 
Landbaumeifter Kozlowski, ift zum Königlichen Bauinſpektor ernannt und 
demſelben die Waſſerbauiaſpettor-Stelle zu Genthin verliehen worden. 

Angekommen: Se. Exzellenz der General. Lieutenant und Komman⸗ 
deur der 14. Divifion, Graf von Monts, von Düſſeldorf; Se. Exzellenz der 
Wirkliche Geheime Rath und e Graf von der Aſſeburg⸗ 
Falkenſtein, von Meisdorf; Se. Ae der General-⸗Lieutenant und 
Kommandant von Danzig, von Borcke J., von Danzig; der General-Major 
und Kommandeur der 6. Infanterte- Brigade, Freiherr Fefer von Loben 
ftein, von Stettin; der Erb⸗Truchſeß im Herzogthum Magdeburg, von Kro⸗ 
ſi n Popli 4 

er 2 * Der Zerimonienmeiſter und Kammerherr Freiherr Hugo 
von Zedlitz⸗Neukirch, nach Tiefhartmannsdorf. 

Bei der heute beendigten Ziehung der 3. Klaſſe 125. Königl. Klaſſen⸗ 
Lotterie fiel der —— von 15000 Thlr. auf Nr. 41,190. 1 Gewinn 
von 5000 Thlr. auf Nr. 36777. 2 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen auf 
Nr. 44,081 und 58,724. 2 Gewinne zu 300 Thlr. auf Nr. 23,528 und 46,961, 
und 9 Gewinne zu 100 Thlr. auf Nr. 5865. 9731. 15,618. 16,496. 18,743. 
26,740, 45,774. 64,825 und 71,228. 

Berlin, den 20. März 1862, 0 

Königliche General-Lotterie⸗Direktion. 


Telegramme der Poſcuer Zeitung. 

Wien, Donnerſtag 20. März. Ein bei der hieſigen 
griechiſchen Geſandtſchaft eingetroffenes Telegramm meldet 
aus Athen vom 15. d., daß alle Verſchanzungen Nauplia's 
durch die königlichen Truppen genommen ſelen und alle Kano 


e 


nen ſich in den Händen der Königlichen befänden. Der Auf: 
ſtand Nauplia's ſei ſomit als beendet anzuſehen. In Syra 


ſei die Ordnung wiederhergeſtellt. 


Wien, Donnerftag 20. März, Abends. Graf Wall⸗ 
moden iſt heute geſtorben. PR 
Raguſa, Donnerftag 20. März. Nachdem im Kampfe 


am 17. d. 800 Inſurgenten zurückgeworfen worden find, ift 
Derwiſch Paſcha bis zur montenegriniſchen Grenze vorgedrun⸗ 


zu vers | 


gen Albaniſch Kremnitza hat ſich unterworfen. Von Seiten 


der Montenegriner werden große Vorbereitungen getroffen. 
Petersburg, Donnerſtag 20. März. Das „Journal 
de St. Petersbourg“ veröffentlicht die Antwort des amerika⸗ 
niſchen Miniſters Seward an den Geſandten Rußlands in 
Waſhington, Staatsrath v. Stöckel. Er dankt Rußland für 
die ertheilten Rathſchläge und hofft fie in Uebereinſtimmung 
mit dem Volke befolgen zu können. Er hofft ferner, daß wenn 
der Krieg durch Wiederherſtellung der vollen und dauernden 


Union auf den alten, der Humanität angepaßten konſtitutio- 


nellen Grundlagen beendet ſein werde, man die Treue, die 


Beſtändigkeit und die Klugheit des Kaiſers bewundern werde. 
(Eingeg. 21. März 9 Uhr Vormittags.) 


e 


A Poſen, 21. März. 


Bekanntlich iſt das heutige Poſen von Deutſchen gegründet. 


Schon vor 600 Jahren waren die Bürgermeiſter und Stadträthe 


ſämmtlich Deutſche. Sie verwalteten die öffentlichen Angelegenhei⸗ 


ten und die Rechtspflege, die damals noch von den Stadtbehörden 
gehandhabt wurde, nach altem deutſchen Rechte und Herkommen in 
deutſcher Sprache. Die Stiftungsurkunde der Schützengilde iſt vor 
6 Jahrhunderten von dem Bürgermeiſter und Räthen der Stadt 
Poſen in deutſcher Sprache ausgefertigt. Ebenſo viele andere ältere 
Urkunden der Stadt. Deutſcher Fleiß und deutſche Arbeit hat Po⸗ 
ſen gegründet, ihm vor Allem verdankt es ſeine Wiederauferſtehung 
im 18. Jahrhundert aus den Trümmern der polniſchen Bürger— 
kriege, Jo wie feinen jetzigen Aufſchwung. Wenn ſchon der Zahl nach, 
die Militärbevölkerung nicht eingerechnet, die deuiſche Nation 
in Poſen heute wieder wie ehedem ſehr überwiegt, ſo iſt dies in 
noch viel höherem Maaße vermöge ihres Grundbeſitzes und Ver⸗ 
mögens, ihrer Steuerkraft und ihres wirklichen Beitrags zu den 
Einrichtungen und Bedürfniſſen des Staates, der Provinz und der 
Stadtgemeinde der Fall. Der deutſchen Bürgerſchaft Poſens wird 
Niemand heute mehr weder das Recht noch die Pflicht beſtreiten, 
die öffentlichen Angelegenheiten der Stadt zu leiten. Sie allein hat 
das entſcheidende Wort zu ſprechen, und von ihrer Einſicht, ihrem 
Patriotismus und ihrer Willenskraft hängt es ab, ob die Stadt gut 
oder ſchlecht verwaltet wird, ob wir vorwärts oder rückwärts gehen, 
ob Polen eine Stätte deutſchen Lebens und Gedeihens fein, oder 
ob hier ferner ein Heerd politiſcher, ſprachlicher und klerikaler Zer⸗ 
würfniſſe geduldet werden ſoll. Wenn Poſen ungeachtet feiner gün⸗ 
ſtigen Lage an Wohlſtand und Bevölkerung nicht in dem Maaße 
wie andere deutſche Städte zugenommen hat, jo find die deutſchen 
Bürger inſofern nicht frei von Schuld, als ſie ihrer Rechte und 
Pflichten bisher ſich nicht genügend bewußt geworden find, oder fie 
doch nicht entſchieden genug bethätigt haben. Auf Grund der vor⸗ 
jährigen Volkszählung und der neuen Steuerveranlagung werden 
jetzt vom Magiſtrate die Urwahlbezirke und die Wählerliſten für 
Poſen neu aufgeſtellt. Die bevorſtehenden Wahlen werden darthun, 
ob unſere deutſchen Mitbürger in der Stadt und Provinz das lei» 
dige Parteiweſen, das ſo oft nur auf leere Phraſen und modiſche 
Slichworte hinausläuft, abgethan und dafür an praktiſcher Politik, 
an gereifter Erfahrung und an Einſicht von dem, was uns Noth 
thut, worin hier die Aufgabe der Deutſchen beſteht, gewonnen ha⸗ 
ben. Nur wenn die deutſchen Bürger ohne Rückſicht auf Stand und 
Konfeſſion treu und feſt zu einander halten und an Preußen und 
Deutſchland eng ſich anſchließen, wird die Zukunft der Stadt und 
der Provinz Poſen auch ferner ſegenbringend ſein. Mögen einzelne 
polniſche Edelleute und Ultramontane von ihrem egoiſtiſchen Stand; 
punkte aus das Aufſtreben des deutſchen Buͤrgerthums unwillig er⸗ 
tragen; ihre Zahl kommt wenig in Betracht. Ihr Widerſtand trägt 
nur dazu bei, die deutſche Bevölkerung anzuſpornen, die ihr von 
Golt und Rechtswegen gebührende Geltung zum Beſten der Ge⸗ 
ſammtheit ſich zu verſchaffen. Was jene heute noch an Einfluß be⸗ 
figen, verdanken fie großentheild den Geſetzen und Einrichtungen 
Preußens. „Sie mögen auf Frankreich hinblicken, wo das Rad der 
Geſchichte über Ihreögleichen zermalmend gegangen iſt. 

P EN En zen 2 u 


Deutifbland. 

Preußen, AD Berlin, 
Erlaß; fein Beamtenwechſel; der Handelsvertrag mit 
Frankreich.] Der heute im „Staatsanzeiger“ veröffentlichte Er⸗ 
laß des Königs an das Staatsminiſterium 0 o.) drückt die Grund⸗ 


rec 


ſätze, auf denen nach dem Willen des Monarchen die Wirkſamkeit des 


neuen Kabinets fußen ſoll, in ſehr beſtimmten und ich darf wohl 


hinzufügen: in einer für das Land beruhigenden Weiſe aus. Die 
Erklärung, daß der König entſchloſſen iſt, der beſchworenen Ver⸗ 
faſſung ihre volle Geltung zu ſichern, ſcheint beſtimit, die Beſorg⸗ 


niſſe vor Staatsſtreichen, Oktroyirungen und dergleichen abzus 


ſchneiden, Beſorgniſſe, welche allerdings in beſonnenen, den Cha- 


rakter unſeres Landesherrn richtig würdigende Kreiſe überhaupt 
nicht Eingang finden konnten. Aber auch den Rechten der Landes— 


tung. 


at 


20. März, [Der Allerhöchſte 


68. 


Jnſerate 
(1½ Sgr. für die fünfgeſpal · 
tene Zeile oder deren Raum: 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) find an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er- 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an. 
genommen. 


vertretung wird die „volle Geltung“ zugeſichert und die Verheißung 
hinzugefügt, daß in weiterer Ausführung der Verfaſſung die Ge⸗ 
jepgebung und Verwaltung von freiſinnigen Grundſätzen ausgehen 
ſoll. Das genügt wohl, um zu beweiſen, daß, wenigſtens nach den 
königlichen Intentionen weder von einer Herabdrückung der Landes- 
vertretung, noch von einer Umkehr oder auch nur von einem Still— 

ſtande auf der Reformbahn die Rede ſein ſoll. Der Hinweis auf 

die in der Anſprache vom 8. November 1858 kundgegebenen 
Grundſätze dient überdies zur befriedigenden Erläuterung des 
dargelegten Programmes. Man darf annehmen, daß der aller⸗ 

höchſte Erlaß im Allgemeinen einen günſtigen Eindruck machen, 

aber allerdings auch den Wunſch hervorrufen wird, daß die Mint: 

ſter ſich die aufrichtige und vollſtändige Durchführung der koͤnig⸗ 
lichen Abſichten zur ernſten Pflicht machen mögen. Sehr wichtig 
iſt auch die Stelle, welche das Beharren bei der bisher befolgten 
auswärtigen Politik verkündet. Gewiß hatte man ſich im Würz⸗ 
burger Lager und in Kaſſel Hoffnungen auf einen Syſtemwechſel 
gemacht, der den großdeutſchen und reaktionären Intereſſen Vor⸗ 
ſchub leiſten ſollte. Das klare und bündige Wort Königs Wilhelm 
giebt dieſen Hoffnungen den Gnadenſtoß. Von einem Perſonen⸗ 
wechſel in den höheren Verwaltungsſtellen, wie ein ſolcher ſich ge⸗ 
wöhnlich an eine Miniſterktiſis anzuſchlteßen pflegt, iſt bis jetzt 
nicht die Rede. Wie verlautet, iſt es der Wunſch des Monarchen, 

daß auch durch die Stetigkeit der hoͤheren Beamtenpoſitionen den 

Beſorgniſſen vor einem Syſtemwechſel vorgebeugt werde. — Schon 
früher habe ich Ihnen angedeutet, daß ſelbſt die Anſchlußverweige⸗ 
rung einzelner Zollvereinsſtaaten nicht die Ausführung des Handels⸗ 
vertrages zwiſchen Preußen und Frankteich verhindern, ſondern 
eine Aufloͤſung des Zollvereins zur Folge haben würde. Wie ich 
erfahre, iſt in der getroffenen Vereinbarung die Beſtimmung ent⸗ 


halten, daß bei etwa mangelnder Zuſtimmung von Seiten aller 
| Zollvereinsſtaaten, der Vertrag jedenfalls für Preußen und Frank 
reich vom 1. Januar 1866 (Endtermin der Zollvereinsverträge) in 
Kraft treten ſoll. 
Berlin, 20. März. [Vom Hofe; Ta es nachrichten. 
Se. Majeſtät der König beſichtigte u Morgens 9 3b 5 155 
Kaſernenhofe des Füfilterbataillons des 2. Garderegiments zu Fuß 
die erſten Kompagnien der 4. Garde-Infanterieregimenter und 
Garde⸗Schützenbataillons und waren dabei auch der Kronprinz 
Prinzen Karl, Friedrich ſrarl, der Prinz Auguſt von Würlfemberg, 
der General⸗Feldmarſchall v. Wrangel, die Generalität und viele 
Stabsoffiziere anweſend. Nach beendigter Beſichtigung arbeitete 
der König mit dem Miniſter v. Roon und den Adjutanten v. Al⸗ 
vendleben und v. Manteuffel, empfing darauf den Staatsminiſter 
a. D. Grafen Pückler und hatte fpater, im Beiſein des Kronprinzen 
vine Konferenz mit dem Miniſterpräſidenten, Prinzen zu Hohen⸗ 
lohe⸗Ingelfingen und dem Miniſter Grafen Bernſtorff. Um 1 Uhr 
fuhren die Majeſtäten und die Prinzen und Prinzeſſinnen ins k. 
Schloß und beglückwünſchten den Prinzen Friedrich Karl zur Feier 
feines Geburteſeſtes. — Bei dem Kronprinzen war geſtern Tafel. 
Heute Nachmittags empfing Se. k. Hoheit mehrere mecklenburgiſche 
Offiziere, welche hier den Kompagnkevorſtellungen beiwohnen. Am 
Sonnabend wird am Hofe das Geburtsfeſt des Königs in gewohn⸗ 
ter Weiſe gefeiert. Zuerſt nimmt der König die Gratulation der 
Oberſten⸗, Ober⸗ und Hofchargen und der jämmtlichen Hofſtaaten 
entgegen; darauf bringen die Mitglieder der königl. Familie ihre 
Glückwünſche dar. Um 11½ findet vor dem Könige die 2. Früh⸗ 
lahrsparade ſtatt und nach derſelben werden die hier anweſenden 
fürſtlichen Perſonen, die Minifter, die Generalität, das diplomati⸗ 
ſche Korps ze. zur Gratulation empfangen. Um 5 Uhr ift zur Feier 
des Tages Familientafel. Abends 8 ½ Uhr iſt bei der Königin 
Spiree, zu welcher über 300 Perſonen geladen find. Aufgeführt 
wird in derſelben von den Mitgliedern der Hofbühne Fräul. Pellet 
und den Herren Liedke und Kahſer das Luſtſpiel: „Ein Arzt“, und 
von der Signora Riſtort zc. die italteniſche Komödie: „I gelosi 
fortunati“, und Fräul. Deſirée Artot trägt Nummern aus Rigoletto 
und dem Liebestrank vor. Die Dauer der Soiree iſt auf 1 Uhr feſtge⸗ 
ſetzt.— Der Miniſter Graf Bernſtorff hat zu dem Feſtmahl, welches er 
am Sonnabend zur Feier des Geburtstages des Königs giebt, die Mit⸗ 
glieder des diplomatiſchen Korps und die Räthe ſeines Reſſorts gela⸗ 
den. Am 25. d. M. ſpeiſen bei dem Grafen der Miniſterpräſident Prinz 
zu Hohenlohe-Jugelfingen und die ſämmtlichen Miniſter, ſowie auch 
noch andere diſtinguirte Perſonen, hier anweſende k. Geſandten ıc, 
Der Staatsminiſter a. D. v. Patow ift heute Abend mit feiner Gee 
mahlin nach Frankfurt a. M. abgereiſt, wo fein Schwiegervater, 
der Senator v. Grünrode bedenklich erkrankt iſt. — Von dem in 
Bonn garniſonitenden Regiment „Königs Husaren“ iſt zur Theil⸗ 
nahme an der Geburtstagsfeier des Königs eine Deputation hier 
angekommen. — Heute wurde hier das Haus, Haus vogteiplaß 1, 
Café corſo, dem Fabrikanten Steffen gehörig, für 95,000 Thaler 
an den Kaufmann Lewien verkauft. N 
O. S. Berlin, 20. März. (Aenderung der Reſſort⸗ 
verhältniſſe.] Man ſpricht von einer Umgeſtaltung der Reſſort⸗ 
vethältniſſe in verſchiedenen Minifterien, So ſollen die Angelegen⸗ 
heiten, welche auf die Grundſteuer und die Verwaltung der Domä- 
nen Bezug haben, vom Finanzminiſterium auf dasjenige für land⸗ 
wirthſchaftliche Angelegenheiten (Graf Itzenplitz), dagegen die Eiſen⸗ 
bahnangelegenheiten vom Handelsminiſterium abgezweigt und auf 
das Finanzminiſterium übergehen. 
* [Se. K. H. der Kronprinz! machte geſtern dem Gra⸗ 
fen Schwerin einen Beſuch, welcher länger als eine Stunde währte. 
— (Das Programm des neuen Miniſteriums.] 
Die miniſterielle „Allg. P. Zig.“ enthält einen Leitartikel über 
die jüngſte Kriſis, deſſen hauplſächlichſten Inhalt wir bereits geſtern 
nach einer uns zugeßangenen telegraphiſchen Depeſche mitgetheilt 


haben. Bei der Bedeutung des Artikels laſſen wir heute noch den 
Wortlaut deſſelben folgen. Das offiziöſe Blatt schreibt: 


Der „Staatsanzeiger“ bat dem Lande die Kunde gebracht, 
daß eine theilweiſe Umgeſtaltung des Staatsminiſteriums eingetre⸗ 
ten iſt. Auf einen ſolchen Perſonenwechſel war die öffentliche Mei⸗ 
nung ſchon ſeit mehreren Tagen vorbereitet; aber je mehr die Par⸗ 
teileldenſchaft ſich beeifert hat, mit einſeitigem Urtheile dem Ereig⸗ 
niß voranzueilen, um fo dringender iſt es Pflicht, die Bedeutung 
und Tragweite des Vorganges nach allen Seiten hin unbefangen 
feſtzuſtellen. Die königliche Entſcheidung, welche dem Miniſter⸗ 
rathe eine veränderte Zuſammenſetzung gab, war, wie die jüngſte 
Kammerauflöſung, ein Akt, deſſen Erklärung man nicht in ſachli⸗ 
chen oder perſönlichen Einzelgründen ſuchen darf, ſondern ein Akt 
tiefinnerſter Nothwendigkeit, die ſich aus der allgemeinen politi⸗ 
ſchen Lage, wie ſie durch die jüngſten Abgeordnetenwahlen herbei⸗ 
geführt worden, mit unverkennbarer Deutlichkeit herausſtellte. Wir 
haben nicht die Abſicht, hier die ungünſtige Zuſammenſetzung und 
die beklagenswerthe Haltung des jüngſten Abgeordnetenhauſes näher 
zu erörtern, aber wir müſſen offen die Ueberzeugung ausſprechen, 
daß die Kammer gewiſſermaßen mit der Beſtimmung geboren war, 
ein Zerwürfniß mit der Regierung hervorzurufen, und daß ſie mit 
erſtaunlichem Eifer ſich der Aufgabe gewidmet hat, die Unmoͤglich⸗ 
keit eines gedeihlichen Fortſchrittes auf der bisher verfolgten Bahn 
jedem Unbefangenen zur klarſten Erkenntniß zu bringen. Schon 
aus den Wahlvorgängen konnte man auf die Beſtimmung und 
Richtung des neuen Abgeordnetenhauſes ſchließen. Offenbarten ſich 
doch in der Maſſe der Wählerſchaften alle Zeichen einer unheilvollen 
Verblendung, welche die Ausſicht auf ein beſonnenes Zuſammen⸗ 
wirken mit der Regierung für die wichtigſten Angelegenheiten des 
Landes von vorn herein ausſchloß: leidenſchaftliche Empfänglichkeit 
für alle Kundgebungen, welche ohne Rückſicht auf rechtliches Beden⸗ 
ken und thatſächliche Schwierigkeiten augenblicklich unerreichbare 
Ziele oder praktiſch unausführbare Ideale in den Vordergrund der 
Tagespolitik ftelten; merkliche Bevorzugung der Männer, deren 
politiſches Programm, von allen Ueberlieferungen des monarchiſchen 
Preußens abſehend, an die Bewegung der Jahre 1848 und 1849 
anzuknüpfen ſuchte, dagegen mißtrauiſche Voreingenommenheit 
gegen die Freunde der Regierung, ſelbſt wenn denſelben nicht nur 
gediegene Sachkenntniß und praktiſche Erfahrung, ſondern auch 
allgemein anerkannte Verdienſte um die Entwickelung unſeres Ver⸗ 
faſſungslebene zur Seite ſtanden, endlich der wie nach übereinftim- 
mender Parole organifirte Widerſpruch gegen die bereits eingeleitete 
Heeresreform, welche von der Weisheit des Monarchen, in Ueber⸗ 
einſtimmung mit allen ſeinen Räthen und mit den urtheilfähigſten 
Fachmännern, als die unerläßliche Bedingung für die Machtſtellung 
Preußens erkannt worden war. Unter ſolchen Auſpizien kam das 
Abgeordnetenhaus zu Stande, und es mutzte dem Fluch ſeiner 
Geburt erliegen. Alles, was die Kammer an Intelligenz und Bar 
terlandsliebe, was fie (freilich in ſehr beſcheidenem Maaße) an po⸗ 
litiſcher Einſicht und ſtaatsmänniſcher Beſonnenheit beſaß, konnte 
ihren angebornen Mängeln nicht das Gegengewicht halten. Schon 
ihre Zersplitterung in zahlreiche Partelgrüppen, die faſt bei keiner 
wichtigen Frage der inneren oder äußeren Politik zur prinzipiellen 
Uebereinſtimmung gelangen konnten, bewies deutlich genug, daß ſie 
nicht zu fruchtbringenden Schöpfungen, ſondern nur zum Vernei⸗ 
nen und Vernichten die Kraft hatte. Vergebens war daher das 
verſöhnliche Entgegenkommen der Miniſter, vergebens war die 
Vorlage einer Reihe von Geſetzentwürfen, durch welche allen Un⸗ 
befangenen die Gewißheit gegeben werden ſollte, daß es der Regie⸗ 
rung Sr. Majeſtät mit dem Ausbau der Verfaſſung auf der Bahn 
organiſcher Entwickelung und mit der Förderung des Fortſchritts 
im Anſchluß an die poſitiven Bedürfniſſe des Landes aufrichtiger 
Ernſt ſei. Die Haltung der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes gegen 
die Räthe der Krone (auch beſſer geſinnte Elemente ließen ſich von 
der Fortſchrittspartei fortreißen) war die des ſyſtematiſchen Miß⸗ 
trauens und ſchien ganz das Bewußtſein verloren zu haben, daß zu 
jedem Akte der legislativen Thätigkeit die Uebereinſtimmung der 
Regierung mit den Beſchlüſſen der Landesvertretung erforderlich iſt. 
So griff ſie auch von vorn herein in das Gebiet der auswärtigen 
Politik hinüber, erging ſich in leidenſchaftlichen Debatten und nahm 
den Anlauf zu Reſolutionen, welche den wohl erwogenen Beſtre⸗ 
bungen der Regierung nur Schwierigkeiten bereiten konnten. Die 
Erörterung der Finanzfragen ſchien einer gefliſſentlichen Verzöge⸗ 
rung anheimzufallen, und man mußte mehr und mehr der Vermu⸗ 
thung Raum geben, daß die Oppoſition gegen die Heeresvorlagen 
vielmehr auf andere allgemein politiſche Beweggründe von weitkta⸗ 
gender Bedeutung ſich ſtüge, als auf die ſpeziſſchen, aus gewiſſen⸗ 
hafter Beurtheilung der Sache ſelbſt hergeleiteten Bedenken. Die 
Beſchwerden über angeblich erdrückende Steuerlaſten, die Hindeu⸗ 
tungen auf vermeintliche Erſchoͤpfung der Landeskräfte ſchienen be⸗ 
reit, auf ein e Loſungswort zu verſtummen, wenn die 
Regierung Sr. Majeftät ſich willig finden ließe, den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes in der auswärtigen wie der inneren Politik, in 
der Handhabung der Verwaltung, wie in der Geſetzgebung, in der 
Zuſammenſetzung des Miniſterrathes, wie in der Umgeſtaltung des 
Herrenhauses, einen entſcheidenden Einfluß einzuräumen, d. h. die 
Fülle der Gewalt von der Krone auf das Abgeordnetenhaus zuüber⸗ 
tragen, Als der Kammermehrheit kein Zweifel mehr darüber blieb, 
daß die Regierung auf ein ſolches Anſinnen nicht eingehen werde, 
da war der Krieg gegen das Miniſterium beſchloſſen, und der Ha ⸗ 

en ſche Antrag bot den willkommenen Anlaß zur Eröffnung der 
Seindieligfeiten. Ueber den praktiſchen Werth des Antrages ſelbſt 
brauchen wir hier kein Wort mehr zu verlieren. Nur das ſteht that⸗ 
ſächlich feſt, daß nicht die Regierung den Konflikt geſucht hat, da 
Herr v. Patow prinzipiell die wichtigſten Zugeſtändniſſe machte und 
nur die praktiſchen Bedenken gegen die unmittelbare Durchführung 
des vorgeſchlagenen Verfahrens zur Rückſichtnahme empfahl. Wenn 
trotz alledem die Mehrheit für den Oppoſitionsantrag ſtimmte, 
ſo war das eben für jeden geübten politiſchen Blick ein unver⸗ 
kennbares Zeichen, daß die Kammer mit der Regierung brechen 
wollte, und die Miniſter waren, als der Monarch ihrem ge⸗ 
meinſamen Entlaſſungsgeſuche keine Folge gab, es der Würde 


der Krone, ihrem eigenen Anſehen und der Achtung vor den parla⸗ 


mentariſchen Inſtitutionen des Landes ſchuldig, eine ſo geartete und 
ſo arbeitende Kammer aufzulöſen. So war die Regierung in die 
Nothwendigkeit gedrängt worden, an die Einſicht und die Vater⸗ 
landsliebe der Wähler zu appelliren. Wenn aber auf einen günſti⸗ 
gen, den gemeinſamen Intereſſen der Krone und des Landes ent⸗ 


2 
ſprechenden Ausfall der Wahlen gerechnet werden ſollte, ſo mußte 


jener Agitation des planloſen Fortschrittes, welche die jüngſten Wah⸗ 


ſo mußte jeder Zweifel über 


len beherrſcht hatte, ein Halt zugerufen, 
| Sr. Majeſtät gehoben, ſo 


die eigentlichen Abſichten der Regierung 
mußte vor Allem dem vielfach benutzten Manöver entgegengewirkt 
werden, welches ſich auf die Infinuation ſtutzte, daß die Oppoſition 
nur gegen einzelne Miniſter gerichtet ſei und im Rathe der Krone 
jelbft Unterſtuzung fände. Die Aufgabe des gegenwärtigen Kabinets 
wird es ſein, der öffentlichen Meinung über alle dieſe Punkte volle 
Klarheit zu geben. 
dem längsten Kouflikt mit dem 
ſten Wahlen ſich nicht um Einzel⸗Angelegenheiten von mehr oder 
minder untergeordneter Bedeutung, ſondern um die hochwichtige 
Frage handelt, ob die Macht der Regierung bei der Krone, welcher 


fie durch die monarchiſchen Ueberlieferungen, wie durch Die Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde des preußiſchen Staates angehört, bleiben oder ob ſie 


dem Abgeordnetenhauſe zufallen ſoll. Wir ſind keinen Augenblick 
in Zweifel über die Beantwortung der Frage, wenn ſie den Wäh⸗ 
lern fo geſtellt wird. Gegen die Bejahung der letzteren Frage pro. 
teſtirt mit dem 


ßiſchen Volkes. Das Programm des neugebildeten Ministeriums kann 
und wird kein anderes ſein, als das in der denkwürdigen Anſprache nie⸗ 
dergelegte, welche Se. Majeſtät am 8. Nov. 1858, als Regent an ſeine 


oberſten Räthe gerichtet hat. Wir laſſen die allgemeinen Satze jener Ane | 
Mich jetzt entſchließen konnte, einen 


ſprache hier folgen: „Wenn Ich 
Wechſel in den Räthen der Krone eintreten zu laſſen, jo geſchah es, weil 
Ich bei allen von Mir erwählten dieſelbe Anſicht traf, welche die Mei⸗ 
nige iſt: daß nämlich von einem Bruche mit der Vergangenheit 
nun und nimmermehr die Rede fein ſoll. Es ſoll nur die ſorgliche 
und beſſernde Hand angelegt werden, wo ſich Willkürliches oder 
gegen die Bedürfniſſe der Zeit Laufendes zeigt. Sie Alle erkennen 
es an, daß das Wohl der Krone und des Landes unzertreunlich iſt, 
daß die Wohlfahrt beider auf geſunden, kräftigen, konſervativen 
Grundlagen beruht. Dieſe Beduürfniſſe richtig zu erkennen, zu er⸗ 
wägen und ins Leben zu rufen, das iſt das Geheimniß der Staats⸗ 
weisheit, wobei von allen Extremen ſich fern zu halten iſt. Unſere 
Aufgabe wird in dieſer Beziehung keine leichte fein, denn im öͤffent⸗ 
lichen Leben zeigt ſich feit Kurzem eine Bewegung, die, wenn ſie 
theilweiſe erklärlich iſt, doch andererſeits bereits Spuren von ab⸗ 
ſichtlich überſpannten Ideen zeigt, denen durch unſer eben ſo beſon⸗ 
nenes als geſetzliches und ſelbſt energiſches Handeln entgegengetreten 
werden muß. Verſprochenes muß man treu halten, ohne ſich der 
beſſernden Hand dabei zu entihlagen, Nicht⸗Verſprochenes muß 
man muthig verhindern. Vor Allem warne Ich vor der stereotypen 
Phraſe, daß die Regierung ſich fort und fort treiben laſſen müſſe, 
liberale Ideen zu entwickeln, weil fie ſich ſonſt von ſelbſt Bahn 
brächen. Gerade hierauf bezieht ſich, was Ich vorhin Staatsweis⸗ 
heit nannte. Wenn in allen Regierungshandlungen ſich Wahrheit, 
Geſetzlichkeit und Konſequenz ausſpricht, ſo iſt ein Gouvernement 
ftark, weil es ein reines Gewiſſen hat, und mit dieſem hat man ein 
Recht, allem Böſen kräftig zu widerſtehen.“ Auf den hier ſo offen 
und beſtimmt fundgegebenen Grundſätzen ſteht die Regierung Sr. 
Majeſtät nach wie vor. Das Programm culſpricht den preußiſchen 
Traditionen, unter denen unſer Vaterland groß, mächtig und frei 
geworden iſt; es entſpricht den geſammten Intereſſen des preußi⸗ 
ſchen Volkes, welches den königlichen Worten mit Begeiſterung zu⸗ 
gejauchzt hat; es wird auch fortan jeder geſunden Entwickelung, 
jeder beſonnenen und dauerhaften Reform den Weg ebnen. Was 
vor etwa drei Jahren als ein Segen für das Land begrüßt wurde, 
das darf kein echter Patriot jetzt anfeinden laſſen. Das preußiſche 
Volk wird nicht dulden, daß das Vertrauen des Königs zum Lande 
als eine Waffe gegen das Königthum benutzt werde; das preußische 
Volk wird ſich zur rechten Stunde erinnern, daß die Fahne des 
Fortſchritts bisher von ſeinem hochherzigen König vorangetragen 
wurde, und es wird jedem anderen Banner mit ähnlicher Aufſchrift 
die Nachfolge verſagen. 


— [Ueber die Stellung der preußiſchen Regie⸗ 
rung zur kurheſſiſchen Frage) bringt die miniſterielle „A. 
P. 3.“ folgenden offiziöſen Artikel: Eine Hamburger Korrejpon- 
denz der „Allg. Berliner Zeitung“ über den gegenwärtigen Stand 
der kutheſſiſchen Frage, ſpricht die Beſorgniß aus, daß nach dem 
Inhalt des gemeinſam am Bunde eingebrachten Antrags Preußen 
es dem Kurfürſten zu überlaſſen ſcheine, eventuell auch nach dem 
Wahlgeſetz von 1860 eine Ständeverſammlung behufs der Wieder⸗ 
berftellung der Verfaſſung von 1831 zu berufen. Dieſe Anſicht 
erſcheint jedoch keineswegs durch die in dieſer Frage von der preußi⸗ 
ſchen Regierung eingenommene Stellung gerechtfertigt. Sie wird 
vielmehr ſchon widerlegt durch die von dem Grafen Bernſtorff in 
dem Hauſe der Abgeordneten abgegebene ausdrückliche Erklärung, 
daß er als offene Frage die Entſcheidung zwiſchen dem Wahlgeſetze 
von 1831 und 1849 anſehe, wonach das Wahlgeſetz von 1860 alſo 
gar nicht in Betracht kommen kann. Der gemeinſame Antrag am 
Bunde ferner verlangt einfach die Wiederherſtellung der Verfaſſung 
von 1831, und als Motiv dafür wird angeführt, daß die Ver⸗ 
faſſungen von 1852 und 1860 nicht zu dem gewünſchten Ziel der 
Einigung geführt hätten. Es ift alſo hier ausdrücklich die Baſis 


von 1860 verworfen, wenn nicht ſchon die Wiederherſtellung der 


Verfaſſung von 1831 die Beihehaltung eines Theiles der Ver⸗ 


faſſung von 1860, hier des Wahlgeſetzes, ſelbſtverſtändlich aus. 


ſchlöͤſſe. In welchem Sinne Preußen die ganze Wahlgejegfrage als 


eine offene betrachtet, geht endlich zur Genüge aus dem bereits an 
die Oeffentlichkeit gelangten Depeſchenwechſel mit Wien vom vori⸗ 


gen Sommer hervor, in welchem ſich ausgeſprochen findet, daß 
wenn die kurfürſtliche Regierung ſich entſchließen ſollte, mit den 
Ständen von 1831 eine neue Geſtaltung zu vereinbaren das Ber- 
liner Kabinet kein Bedenken dagegen haben und auch glauben würde, 
daß das Land darin eine genügende Anknüpfung an das alte Recht 
erblicken könne und werde. Auf der anderen Seite aber glaube 
die preußiſche Regierung, daß bei einer Berufung der Stände nach 
dem Wahlgeſetz 
ſprochene Mißbilligung dieſes Geſetzes nicht veranlaßt ſein würde, 
Einſpruch zu erheben. Vielmehr wünſche ſie die Wahl zwiſchen 
dem Wahlgeſetz von 1831 und 1849 als eine offene zu behandeln, 
die der Entſchließung der kurfürſtlichen Regierung und der Eini⸗ 
gung mit den Ständen zu überlaſſen ſei. Für die preußiſche Re⸗ 
gierung wie für das heſſiſche Land ſei die rechtliche Seite der Frage, 
eben dieſe Vereinbarung mit den berechtigten Ständen, die 


Sie wird zu betonen haben, daß es, wie bei 
Abgeordnetenhauſe, ſo bei den näch⸗ 


Wortlaut und Geiſte unſerer ganzen Verfaſſung jedes 
der vaterländiſchen Geſchichte bewußte monarchiſche Gefühl des preu 


von 1849 der Bundestag durch die 1852 ausge⸗ 


Hauptſache. Von dem Wahlgeſetz von 1860 iſt demnach nirgends 
die Rede, und es findet ſich von vorn herein von jeder Kombina— 
tion aus geſchloſſen. 
— (Von der oſtaſiatiſchen Expedition.] Nachrichten 
zufolge, welche der „Oſtſeeztg.“ vom Bord der „Elbe“ zugegangen 
find, hatte die „Elbe“ am 11. Januar Singapore verlaſſen und 
war nach fünftägiger glücklicher Fahrt am 16. Januar Morgens auf 
der Rhede von Anjer angelangt, von wo ſie am 21. Januar nach 
Europa weiter geſegelt it. 
| Königsberg, 19. März. [Von der Univerſität.] 
Einer der letzten Akte des Kultusminiſters v. Bethmann war die 
Zustimmung zu der faſt einſtimmig von dem concilium generale 
beantragten Umänderung der Statutenbeſtimmung über Nichtzu⸗ 
laſſung von Juden und Katholiken zu Univerfitätölehrern. Der 
dem Könige nunmehr zu unterbreitenden Genehmigung geht eine 
Reviſion der Univerſitätsſtatuten vorher. 


Oeſtreich. Wien, 18. März. [Eine Interpellation 
im Herrenhauſe.] Die „Preſſe“ brachte vor etwa 14 Tagen 
einen geharniſchten Artikel gegen das Verhalten, welches ſich ein 
Theil des hohen Klerus, namentlich aber der Kardinal Fürſt 
Schwarzenberg in Prag und die Biſchöfe ſeiner Erzdiözeſe bei der 
Feier des Verfaſſungsfeſtes am 26. Februar zu Schulden kommen 
ließen. Es wurde in dieſem Artikel betont, daß dieſelben Biſchöfe, 
welche bei der fraglichen Feier jo entſchieden gegen das Februar⸗ 
em Front machten und in ihrem Rundſchreiben mit einer Art 
ſittlichen Entrüſtung das Anfinnen einer Betheiligung an dem Feſte 
zurückwieſen, früher ſelbſt den Eid auf die Verfaſſung geleiſtet und 
vermöge derſelben ihre Stellung in den Landtagen und im Herren- 
haufe eingenommen haben, daß ſie alſo ihrem eigenen Worte und 
Eide untreu geworden ſeien, wenn ſie die Februarverfaſſung ne⸗ 
giren. Ferner wurde hervorgehoben, daß die biſchflichen Rund⸗ 
ſchreiben, die ſich gegen eine Feier der Februarverfaſſung ausſpra⸗ 
chen, dieſer Auffaſſung meiſtens in einer jo leidenſchaftlichen Weiſe 
Ausdruck gaben, daß ein gerichtliches Verfahren gegen dieſelben 
wegen Beleidigung der Regierungsorgane und wegen Aufmunte- 
rung zur Bekämpfung der Verfaſſung wohl am Plage ſein dürfte. 
Ueberhaupt wurde das Verhalten der Klerikalen zu der Verfaſſung 
einer ſtrengen Kritik unterzogen und das Miniſterium darüber ge⸗ 
tadelt, daß es ſich von dieſer Seite jede Art von Oppoſition gefallen 
laſſe, während es nach einer andern Richtung hin eine durch nichts 
zu rechtfertigende Empfindlichkeit zeige. Dieſer Aufſatz des viel 
geleſenen Journals erregte gleich nach ſeinem Erſcheinen einiges 
Aufſehen und es verlautete damals, man habe von betheiligter Seite 
an die Regierung die Inſinuation geſtellt, wegen des fraglichen 
Artikels eine gerichtliche Verfolgung der „Preſſe“ einzuleiten; ein 
Anſuchen, dem, wenn es überhaupt geſtellt wurde, von Seite der 
Staatsbehörde noch nicht nachgekommen worden iſt. Heute wurde 
dieſer Artikel Gegenſtand einer Verhandlung im Reichs rathe; es 
richtete nämlich im Herrenhauſe die ſpezifiſch⸗feudale Partei deſſelben 
eine Interpellation an den Polizeiminiſter, um denſelben zu fragen, 
welche Maaßregeln wegen dem fraglichen Aufſatze gegen die „Preſſe“ 
eingeleitet worden ſeien. Dieſe Interpellation, deren Beantwortung 
auf einen der nächſten Sigungstage vom Miniſterium verſprochen 
wurde, iſt von tief eingreifender prinzipieller Bedeutung. Sie 
nöthigt das Miniſterium, in irgend einer klar ausgeſprochenen Weiſe 
der Feudalpartei gegenüber Poſition zu nehmen, und klärt ſomit die 
Beziehungen des Kabinets zu einer Partei, welche bei uns trotz 
ihrer entſchieden oppoſitionellen Haltung doch immer eine halb und 
halb gouvernementale Färbung zu behaupten und dadurch an hoͤchſter 
Stelle irre zu führen wußte. Namentlich wird die Haltung des 
hohen Klerus dadurch eine beſtimmter charakteriſirte werden; bisher 
agirte derſelbe zwar in jeder Weiſe gegen die Verfaſſung, ſuchte aber 
äußerlich den Schein eines guten Einvernehmens mit der Regie 
rungsgewalt zu wahren. Bezeichnend iſt es, daß ſich unſere Junker 
an den Polizeiminiſter und nicht, wie es ſich eigentlich gehört hätte, 
an den Vertreter des Juſtizminiſters gewendet haben. Eine ein⸗ 
fache gerichtliche Behandlung der Frage durch die Staatsanwalt- 
ſchaft ſchien den edlen Herren nicht genügend; dieſelben möchten 
vielmehr eine polizeiliche Prozedur im alten Style eingeleitet 
wiſſen. (Br. 3.) 

Wien, 20. März. [Telegr.] Die heutige „Wiener Zei⸗ 
tung“ enthält einen Bericht der Staatsſchuldenkommiſſion über den 
Stand der Staatsſchuld Ende April 1861. Derſelbe weiſt nach, 
daß die Geſammtſchuld damals 2888 ½ Millionen betragen, und 
ſich alſo vom 1. November 1860 bis ultimo April 1861 um 47 
Millionen vermehrt habe. 


Großbritannien und Irland. 


London, 18. März. [Der Prinz von Wales; Tages- 
nachrichten.] Der Prinz von Wales war bekanntlich am 1. d. 
in Alexandrien eingetroffen, von wo er ohne Aufenthalt nach Kairo 
weiter reiſte, um ſich von dort nach Ober⸗Egypten zu begeben. Der 
Prinz bewahrt allenthalben das ftrengfte Inkognito, und ſtattete 
nur die allernothwendigſten Beſuche beim Vizekoͤnig und deſſen Fa⸗ 
milie ab, die zu ſeinem Empfange eigens nach Kairo gereiſt waren. 
Am 4. um Mittag wurde die Weiterreiſe angetreten. Des Paſcha's 
Dampfer brachte den Prinzen und deſſen Gefolge ſtromaufwärts. 
In Gizeh wartete ſeiner abermals der Vizekönig in Perſon; dann 
ging es auf Dromedaren nach der großen Pyramide, die man kurz 
vor Sonnenaufgang erreichte. Am anderen Morgen wurde von 
der Spitze dieſer Pyramide der Sonnenaufgang genoſſen; dann 
widmeten die Reiſenden eine Stunde den andern Alterthümern und 
ritten nach Gizeh zurück, um die Fahrt den Nil hinauf fortzuſetzen. 


Der britiſche Generalkonſul Colquhoun begleitete von da an den 


Prinzen, der gegen Ende des Monats wieder in Alexandrien zu 
ſein denkt, um ſich nach Syrien einzuſchiffen. — Lord Palmerſton 
hat ſich in den letzten Tagen vor einem Sonderausſchuß des Par⸗ 
laments, welcher über verſchiedene neue Eiſenbahnen zu referiren 
hat, dahin ausgeſprochen, daß es von größter Wichtigkeit ſei, die 
größeren Arſenale des Landes durch Eiſenbahnen von gleicher Spur⸗ 
weite mit einander in Verbindung zu bringen. Desgleichen empfiehlt 
er zu Vertheidigungszwecken die Förderung einer direkten Bahn 
zwiſchen Portsmouth, Briſtol und anderen Häfen, wie er über⸗ 
haupt eine Eiſenbahnverbindung aller an der Südküſte gelegenen 
Städte für wünſchenswerth erachtet. — In der engliſchen Armee 
ſcheinen die Duelle wieder Mode werden zu wollen. Wenigſtens 
kam es jüngſt zu mehrereren Heraus forderungen in Folge eines 
noch nicht zu Ende gediehenen Kriegsgerichts, das in Dublin über 


Kapt. Robertſon ſitzt. Das angebliche Vergehen des Angeklagten 
iſt in Dunkel gehüllt, aber allem Anſcheine nach handelt es ſich um 
eine Ehrenſache. Die erwähnten Herausforderungen endeten da⸗ 
mit, daß die Geforderten ſchriftlich die verlangte Satisfaktion gaben. 
— Der vor einigen Tagen erwähnte Poſtdiebſtahl in London (es 
handelte ſich um den Verluſt eines rekommandirten Geldbriefes) 
macht noch immer viel von ſich reden. Der Dieb wurde bisher 
nicht ausfindig gemacht. Doch ſoll die geſtohlene Summe lange 
nicht ſo bedeutend ſein, als es Anfangs hieß, und nicht in Cheques 


(Bankanweiſungen), ſondern in enkzweigeſchnittenen Banknoten 


beſtanden haben, die nicht eingewechſelt werden können. 

f ie In der geftrigen Oberhaus ſitzung beantragte der 
Marquis von Normanby (wie ſchon erwähnt) die Vorlegung verschiedener De⸗ 
peſchen über Verfolgungen, welche die Preſſe in Italien während der letzten bei- 
den Jahre von Seiten der Regierung erlitten habe, ſowie über willkürliche, im 
neapolitaniſchen Gebiete erlaſſene Proklamationen. Mit Dequgnahme auf Be. 

auptungen, die im Turiner Parlamente von neapolitaniſchen Abgeordneten in 
Bezug auf die Lage Süditaliens aufgeſtellt worden ſeien, ſpricht er ſich in ſehr 

arken Ausdrücken über die ſowohl vor, wie nach dem Tode des Grafen Cavour 
in Italten vorgekommenen Preßverfolgungen aus, ertheilt dem Staatsſekretär 
des Auswärtigen und dem Herzoge von Argyll den Rath, ſich beſſer über das 
milde Verfahren der italieniſchen Regierung zu unterrichten, ehe fie die militä · 
riſchen Proklamationen der Plemonteſen vertheidigen. Allerwärts, außer in 

gland, ſei es bekannt, daß in ganz Mittelitalien, in Toseyng, Modena, 
Bologna und Parma die Lage der Dinge höchſt traurig ſei. Die Kaſſen ſeien 
leer, die Steuern geitiegen, es walte ein ſtarker Steuerdruck ob, die Aushebun- 

en für das Heer jeien eine große Laſt und es kämen zahlreiche Deſertionen vor. 
2 Süden wüthe Hungergnoth, und die Soldateska morde; im Norden tag 
ten zwei Parlamente als Nebenbuhler neben einander. Das eine habe ſich ſelbſt 
einberufen, ſei ſeinem Charakter nach republikaniſch und gehorche zum Thell 
Mazzini, zum Theil Garibaldi. Das andere ſchleppe ein elendes Daſein hin, 
ohne daß ſich irgend Jemand um es kümmere. Er glaube, daß Italien unab⸗ 
haͤngig und glücklich jein würde, wenn die Betrügereien der letzten paar Jahre 
binweggefegt wären. Lord Palmerſton habe neulic) geäußert, es gebe kein Kö. 
nigreich der beiden Sicilien mehr. Das müſſe er ſeinerſelts ganz entschieden in 
Abrede ſtellen. Das Königreich beider Sieilien lebe noch immer im Herzen des 

olkes, und wenn die Nicht- Intervention, von der man ſchon ſo lange ſo viel 
Gerede gemacht habe, eine Wahrheit wäre, ſo würde es auch de facto exiſtiren. 
Dann würde kein Menſch mehr an die grillenhaften Einfälle der beiden edlen 
Lords denken. Er beantrage nun die Vorlegung von Depeſchen des britiſchen 
Geſandten in Turin, Sir J. Hudſon, und des britiſchen Konſuls in Neapel, 
Herrn Bonham, über Preßverfolgungen während der letzten beiden Jahre, ſo 
wie die Vorlegung anderer Depeſchen derſelben Herren über gewiſſe Proklama ; 
tionen der Generale Cialdi und Vorelli, der Kommandanten Geloteri, Narbone, 
De Virgili, Baieno und Anderer, wodurch die . lia verſchiedener Theile 
des neapolitaniſchen Gebietes im vorigen Jahre willkürlicher militäriſcher Hin⸗ 
nichtung ohne irgend eine Form rechtlicher Prozedur und ohne vorhergegangene 
Erklärung des Belagerungszuſtandes unterworfen worden ſei. Carl Ruſſell 
verlas einen Brief des Konſuls Bonham, in welchem derſelbe ſchreibt, die 
mehrerwähnte, von der „Armonia“ veröffentlichte Proklamation ſei ſofort, als 
fie der Offizier (ein Batalllonschef), welcher fie erlaſſen, dem ihm vorgesetzten 
General zur Genehmigung vorgelegt habe, von dieſem geſtrichen worden, und 
die „Armonia“ habe ſeines Erachtens, als ſie das Schriftſtück mittheilte, nicht 
redlich gehandelt, indem fie dieſen Umſtand verſchwieg. Die engliſche Regie. 
rung fei nicht verantwortlich für Wlllkürhandlungen die in Italien verübt 
wurden. Wenn aber jetzt hier und da vielleicht Willkürmaaßregeln gegen die 
Preſſe zur Anwendung kamen, ſo möge man doch des Kontraſtes wegen einmal 
die früheren Zuſtände dagegen halten. Wenn es im Neapolitaniſchen übel aus⸗ 
iebe, ſo ſei daran die frühere Regierung ſchuld. Gegen die Vorlegung der ber 

ehrten Papiere habe er nichts; doch vermöge er ſchlechterdings nicht zu begreie 
5 wie Lord Normanby dazu komme, eine Regierung, welche die Freiheit ver- 
trete, anzugreifen und eine andere, welche die Tyrannei und Bigotteri vertrete, 
zu vertheidigen, er müßte denn den Wunſch hegen, die Segnungen der letzten 
drei Jahre vernichtet und das alte Syſtem der Unterdrückung und Sklaverei 
wieder bergeſtellt zu ſehen. Lord Malmesburp vertheidigte mit Lebhaftigkeit die 
von ihm zu der Zeit, wo er dem auswärtigen Amte vorftand, beobachtete ita- 
lieniſche Politik, und ftellt in Abrede, daß er je durch eine Vorliebe für Oeſtreich 
beeinflußt worden ſei. Als Beweis wolle er nur anführen, daß ihm ſowohl 
von Oeſtreich, wie von Italien ungebührliche Parteilichkeit vorgeworfen werde. 
Er ſei ganz damit elnverſtanden, daß die engliſche Regierung nicht für die 
Handlungen der italieniſchen verantwortlich gemacht werden dürfe. Doch glaube 
er, daß es bei der gegenwärtigen Lage Italiens ein freundliches Verfahren von 
Seiten Englands ſein würde, wenn es dem italieniſchen Kabinet in Bezug auf 
manche Punkte freundſchaftlichen Rath ertheilte. Es ſcheine ihm, daß die 
engliſche Regierung in Bezug auf die Milde der italienijchen in einem falſchen 
Wahne befangen jet. Lord Wodehouſe tadelte den Marquis von Normanby, 
daß er allerlei Geſchichtchen, die er in italieniſchen Blättern aufſtöbere, für eine 
richtige Darſtellung italieniſcher Zuſtände und namentlich des Verfahrens der 
italieniichen Regierung ausgebe. * 

— [Ermordung des Präſidenten von Honduras. 
In Southampton ſind Nachrichten aus Zentralamerika ange⸗ 
kommen, die bis zum 28. Februar reichen. General Guardiola, 
Präjident von Honduras, war in ſeiner Wohnung am hellen Tage 
von einem Offizier ſeiner Leibgarde, Namens Pablo Agurcia, er⸗ 
mordet worden. Man glaubt, daß der Mord von dem General 
Francisco Lope angeſtiftet worden ſei. gr 
London, 19. März. ['Telegr.] Weitere über Portland per 

Telegraph aus Newyork vom 8. d. eingetroffene Berichte melden, 
daß die Botſchaft des Präſidenten Lincoln an den Kongreß, in wel⸗ 
cher er pekuniäre Hülfe zur Emanzipation der Sklaven verlangt, 
eine große Sensation hervorgerufen hat, und daß alle Parteien da⸗ 
von überraſcht waren. — Der ſonderbündleriſche Kongreß hat den 
Militärkommandeur bevollmächtigt, allen Taback und alle Baum⸗ 
wolle zu zerſtören, um zu verhindern, daß fie nicht in die Hände 
der Föͤderaliſten fallen. 


Frankreich. 


Paris, 18. März. [Adreßdebatte in der Legis⸗ 
lative.] Das ſechſte und letzte Amendement der Fünfer⸗Oppoſi⸗ 
tion zu $. 10: „Paris und Lhon erwarten noch immer einen ers 
wählten Munizipalrath“, von Picard in der vorigen Sitzung ver⸗ 
theidigt, von Baroche und Devinck in der geſtrigen bekämpft, iſt, 
wie alle vorherigen mit großer Mehrheit verworfen worden. Hier⸗ 
auf ging die Debatte zu der intereſſanten Frage der Auflöſung der 
Vincenz da Paula⸗Vereine über. Vicomte Lemercier tadelte die 
Maaßregeln, welche die Regierung dieſer Geſellſchaft gegenüber er⸗ 

riffen, und bemühte ſich, ihren durchaus unſchädlichen, unpolilis 
ſcen rein wohlthätigen Charakter nachzuweiſen, während Billault 
als Regierungs organ in dieſer Geſellſchaft den Keim zu ernſtlichen 
Gefahren für die Sicherheit und Ruhe des Staates, ein mächtiges 
Inſtrument, das die Geiſtlichkeit eventuell in ihren Intereſſen ge. 
gen die der Regierung verwenden könnte, mit anderen Worten 
„einen Staat im Staate“ zu erblicken glaubte. Die Regierung 
wird ſich demnach in ihrer dieſen Vereinen gegenüber eingenomme⸗ 
nen Stellung behaupten. Die Kammer, die ſich mit dieſer Er⸗ 
klärung einverftanden erklärte, nahm den $. 10 des Adreßentwurfs 
unverändert an. — Zum Handelsparagraphen (11) iſt von Brame 
und Genoſſen ein Amendement eingebracht, das ſich gegen den 
Freihandel ausſpricht und im Handelsvertrage mit England einen 
Hauptgrund für die Kriſis in den Manufakturſtädten Roubaix, 

ille, Tourcoing u. . w. erblickt. Baroche wird heute im Namen 
der Regierung auf Brame's Beſchwerden antworten. 


3 


— [Tagesbericht.] Antonio Flores, der neue Miniſter⸗ 
Reſident der Republik Ecuador in Paris, hat vorgeſtern dem Kai⸗ 


ſer ſeine Beglaubigungsſchreiben überreicht. — Der Kaiſer ſoll die⸗ 
ſer Tage einigen Deputirten beſtimmt erklärt haben, daß er dieſes 


Jahr keine neuen Wahlen werde vornehmen laſſen. — Thouvenel 
hat an die verſchiedenen Mächte eine Depeſche erlaſſen, worin er in 
Bezug auf Griechenland dasſelbe Prinzip der Nichtintervention, 
wie für Italien, aufſtellt. Der in der Levanteſtation kommandi⸗ 


rende franzöſiſche Kontreadmiral Touchard hat Befehl erhalten, die 


Landung auswärtiger Zuzüge an der griechiſchen Küſte weder zu 
verhindern noch zu begünſtigen. Die italieniſche Regierung hat in 
Athen wegen der ihrer Anſicht nach ungerechtfertigten Wegnahme 
eines als verdächtig erklärten italieniſchen Schiffes proteſtirt. Es 
ſind bereits mehrere Franzoſen, die als Freiwillige mit Garibaldi 
in Sieilien waren, nach Nauplia abgegangen. — Ganesco, der 
Redakteur en chef des „Courrier du Dimanche,“ iſt unter der An⸗ 
klage, einer geheimen Geſellſchaft anzugehören und ſich an einer 
Verſchwörung betheiligt zu haben, vor den Pariſer Aſſiſenhof ver⸗ 
wieſen worden. — Jakob Elias Fromental Halévy, ſtändiger Se⸗ 
kretär der Akademie der jhönen Künſte, iſt geſtern geſtorben. Er 
war ſchon ſeit längerer Zeit kränklich geweſen. Hale vy war falt 63 
Jahre alt. Am 27. Mai 1799 zu Paris geboren, trat er 1809 ins 
Konſervatorium und erhielt 1819 den großen Preis für Kompoſi⸗ 
tion. 1827 wurde im Theater Feydeau, der damaligen Opera Co⸗ 
mique, zum erſten Mal eine Oper von ihm aufgeführt, nämlich 
L' Artiſan. Halévy's beſtes Werk war unſtreitig die „Jüdin,“ das 
ihn den beſten franzöſiſchen Komponiſten gleichſtellte. 1833 wurde 
er zum Mitglied der Akademie der ſchoͤnen Künſte erwählt, die ihn 
1854 zu ihrem ſtändigen Sekretär ernannte. — Aus Toulon wird 
gemeldet, daß das Transportſchiff „Seino,“ welches im Begriff war, 
das 36. Linienregiment nach Corſica zu bringen, Befehl erhielt, 
alles an Bord Befindliche wieder auszuladen und ſich fertig zu 
machen, in ſechs Tagen mit 500 Mann, 120 Pferden und 1000 
Tonnen Material nach Mexico abzugehen. Es ſoll dies der erfte 
Transport eines neuen Verſtärkungskorps ſein, deſſen Effektivbeſtand 
auf eine Brigade geſchätzt wird. Den Transportſchiſſen Vauban, 
Moſelle, Aube und Ceres iſt die Weiſung zugegangen, ſich bereit zu 
halten, um auf die erſte Depeſche hin gleichfalls nach Mexico ab⸗ 
ſegeln zu können. — Nach einer Privaldepeſche der „Patrie“ aus 
Schanghai vom 28. Januar rüſtete der Kommandant des franzöſi⸗ 
ſchen Geſchwaders drei kleine Kriegsſchiffe aus, die ſich nach Nan⸗ 
king und von da den Pantſe⸗Kiang aufwärts bis zu den Waſſer⸗ 
fällen von Hang-Rang begeben ſollten. Es ſoll durch dieſe Erpedi- 
tion die ſranzöſiſche Flagge im Innern China's gezeigt und den 
Rebellen Reſpekt eingefloͤßt werden. 

— [Die Zuftände in Griechenland.] A. Grenier ent⸗ 
wickelt in einem längeren Artikel im „Conſtitutionnel“, wie der ge⸗ 
genwärtige traurige Zuſtand Griechenlands zum großen Theil der 
Nation ſelbſt zur Laſt falle. Seit den Freiheitskriegen welche den 
Hang zu Abenteuern und zu einer unſtäten Lebensweiſe begünſtig⸗ 
ten, habe die Nation den Landbau vernachläſſigt und ſich, um ihrem 
Ehrgeize zu genügen, immer mehr den Studien gewidmet. Es ſei 
alſo nicht zu verwundern, wenn man in dieſem Lande, ſtatt Land⸗ 
wirthe, Induſtrielle, Handwerker und Künſtler, nur Mediziner, 
Advokaten, Profeſſoren und Offiziere finde. Dieſes ſei das wahre 
Uebel Griechenlands; denn Angeſichle dieſer von einem brennenden 
Ehrgeiz beſeſſenen Leute, die alle danach ſtrebten, Miniſter oder 
Aehnliches zu werden, könnte ein Miniſterwechſel, eine Kammer⸗ 
auflöſung und ſelbſt ein Umſturz der Dynaſtie nicht viel helfen. 
Was das Heil Griechenlands unverzüglich erfordere, ſei eine rich⸗ 
tigere Leitung der Intelligenz und Thätigkeit des Landes; eine 
Rückkehr der Gemüther zu dem, was moglich, praktiſch und nüglich 
ſei; die Stillung dieſes ehrgeizigen und politiſchen Fiebers und das 
Erkennen, daß eine Nation nicht ausſchließlich aus Beamten be⸗ 
ſtehen könne und daß Induſtrie, Handel, Ackerbau und freie Ge⸗ 
werbe, ſollten ſie auch nicht in die Kammer und ins Miniſterium 
führen, ebenſo nutzbringend und ebenſo ehrenhaft ſeien als öffentliche 
Anſtellungen. mg 

— [Franzöſiſche Expedition in Kochinching.] Der 
„Moniteur“ veröffentlicht Depeſchen aus Saigun vom 30, Ja⸗ 
nuar, wonach der Beſit der a ge Provinz Bien-Hoa den Fran⸗ 
zoſen gefichert iſt und die letzten Reſte der anamitiſchen Armee aus 
derſelben vertrieben find. Nach der Einnahme von Baria hatte 
Admiral Bonard mit Verſtärkungen von Saigun und Bien⸗Hoa 
den Feind verfolgt, ihn am 19. aus ſeiner Stellung bei Long Lap 
vertrieben, ſich ſeiner Magazine bemächtigt und am 22. Phue⸗To 
genommen. Die Anamiten ergriffen in der Richtung von Hui die 
Flucht und wurden bis Nap und Phuyen⸗Mot, an der Grenze der 
Provinz Ben⸗Thuan, verfolgt. Ihr Verluſt wird auf 1500 Mann 
geſchätzt, der der Franzoſen wird als unbedeutend angegeben. Be⸗ 
merkenswerth iſt es, daß die Bevölkerung ſich an keinem Kampfe 
betheiligte. Für die Sicherheit der Grenze ſind hinlängliche Maaß⸗ 
regeln getroffen worden. Die Truppen halten drei ſtrategiſche Pos 
ſitionen: Bien⸗Hoa im Mittelpunkt und Phu⸗Yen⸗Mot und Baria 
an den beiden äußerſten Enden beſetzt, die mit einander in ge⸗ 
ſicherter Verbindung ſtehen, und von wo aus das Land nach allen 
Seiten beherrſcht wird. Um bet Truppenmärſchen die Einquar⸗ 
tirungen zu vermeiden, läßt jedes als Etappe bezeichnete Dorf die 
nöthigen Gebäulichkeiten zur Unterbringung von 150 Mann bauen. 
Die Organiſation der Provinz Bien⸗Hoa iſt als vollendet zu bes 
trachten. Die Eroberung war von keiner Zerſtörung begleitet und 
die einheimiſchen Behörden wurden beibehalten und funktionirten 
nun unter der Oberaufſicht und Leitung des Oberkommandanten, 
Oberſtlieutenant Domanech Diego. Auch wird jetzt ein Poſtdienſt 
aus Eingeborenen organiſirt. Vor Ende des Jahres wird ſich 
durch die ganze Provinz ein Telegraphendraht erſtrecken, der Sai⸗ 
gun mit dem Kap St. Jacques, deſſen Leuchthurm bis dahin fertig 
ſein wird, verbindet. Die Einwohner haben ſich den Franzoſen 
ohne Schwierigkeiten genähert. Der Inſpektor der Wälder, wel⸗ 
cher einer der Erſten war, die ſich unterwarfen, hat die Orte ange⸗ 
geben, wo bedeutende, der Domäne des Kaiſers Tudue gehörige 
Holzquantitäten lagen, deren man ſich ſogleich bemächtigte. Eben 
ſo hat ein anamitiſcher Bürgermeiſter den Platz gezeigt, wo der 
Feind 1600 Kilogr. Pulver und 320 Gewehre verſteckt hatte. Man 
beſchäftigt ſich jegt mit der Erhebung von Steuern und dem Ber 
kauf von Grundſtücken. 


Paris, 20. März. [Telegr.] In der geſtrigen Sitzung 
der Deputirtenkammer wurde in Folge einer von Baroche gehalte⸗ 


Sitzung, 


nen Rede das Amendement Brame in Bezug auf den Handelsver⸗ 
trag mit England verworfen. 


f Italien. 
Turin, 16. März. [Tagesnotizen.] Der Armeegene- 
ral Durando iſt zum Kommandanten des zweiten Militärdeparte⸗ 
ments (Mailand) ernannt, der frühere Kriegsminiſter, General 
lieutenant della Rovere, dem Kriegsminiſterium zur Verfügung 
geftellt, und der Artillerie» Generalmajor Cavalli zum General» 
lieutenant befördert worden. — Der „Diritto“ veröffentlicht eine 
Proklamation Garibaldi's an die Italiener, worin er feine Lands⸗ 
leute auffordert, zur Unterſtützungkder Ueberſchwemmten in Wien 
beizuſteuern. „Es ift Zeit“, ſagt er, „daß die Brüderkämpfe der 
Nationen, auf welche die Tyrannen ihre Macht gebaut haben, ein 
Ende nehmen,“ — Am 16. d. find Pereire und Bixio von Paris 
hier angelangt, um wegen Gründung einer Kreditgeſellſchaft, „Ore- 

to fondiario“, zu unterhandeln. 

Tu rin, 17. März. [Deputirtenkammer.] Der heutigen 
für welche Gallenga feine Interpellation in Betreff der 
Komplettirung des Ministeriums angezeigt hatte, wohnte ein ſehr 
zahlreiches Auditorium bei. Alle Tribünen waren überfüllt. Gal⸗ 
lenga erklärte, daß das Kabinet in ſeiner jetzigen Beſchaffenheit eine 
zweideutige Stellung einnehme, und daß es ſich binnen kurzem zu 
ſeiner Vervollſtändigung oder zu ſeiner Entlaſſung entſchließen 


müſſe. Er habe der Sitzung der Provedimentovereine vom 


9. in Genua beigewohnt und kein Wort vernommen, welches 
zu Beunruhigungen Seitens der Regierung berechtigen konnte. 
Ueber das Programm, das der Kaiſer Napoleon Italien gegenüber 
angenommen äußerte ſich Gallenga folgendermaßen: „Welches iſt 
dies Programm? Wir wiſſen es nicht, vielleicht weiß es der Kaiſer 
ſelbſt nich.“ D'Ondes verlangte die Vorfrage über dieſe Inter⸗ 
pellation, da das Miniſterium noch keine Handlung begangen hätte, 
über welche die Kammer ihr Urtheil abgeben konnte, und da et nicht 
paſſend ſei, auf Präjudizialwegen vorzugehen. Buoncompagni untere 
ſtützte den Antrag der Vorfrage. Ratazzi wünſchte über die jetzige 
Lage des Miniſteriums einige Aufklärungen zu geben, erklärte ſich 
jedoch mit der Tagesordnung einverſtanden, wenn man ihr einen 
für die Unterſtüzung des Kabinets günſtigen Charakter beilege. Die 
Kammer verlangte den Schluß über die Vorfrage; es entſpann ſich 
eine äußerſt lebhafte Debatte. Ratazzi wünſchte auf die Inter⸗ 
pellation einige Worte erwidern zu dürfen: Bedeutende Schwierig⸗ 
keiten hatten ſich der Vervollſtändigung des Kabinets in den Weg 
geftellt, er ſähe in dieſem Augenblick Niemanden, der mit dem noch 
vakanten Portefeuille betraut werden könne. Vor der Hand ſei ihm 
die Unterſtützung der Kammermajorität noch nicht geſichert, er kenne 
die Abſichten der Kammer noch nicht genau. Binnen Kurzem würde 
er die Bewaffnungsmaaßregeln vervollftändigen und das vom Par- 
lament mit großer Mehrheit angenommene Geſetz zur Ausführung 
bringen können. Aber fein Verein habe das Recht, ſich zu bewaffnen, 
oder die Regierung bei der Nationalbewaffnung zu unterſtützen; 
der Regierung allein falle dies anheim. Was den Geſetzentwurf 
über die politiſchen Vereine anbetreffe, jo könne er fidy hieruͤber noch 
nicht ausſprechen, da er ſich mit dieſer Frage erſt ſeit zu kurzer Zeit 
beſchäftigt babe, Auch über die angeblich Garibaldi gegebene Ant⸗ 
wort in Betreff der Rückberufung Mazzini's könne er keine Auskunft 
geben, da Garibaldi ihm keine derartige Mittheilung gemacht habe. 
Man ſchlägt die namentliche Abſtimmung über die Tagesordnung 
vor, mit der Erklärung, daß der Miniſterpräſiden in deren An⸗ 
nahme eine Unterftügung für ſein Kabinet erblicken könne. Hierauf 
erfolgten zahlreiche Unterbrechungen und Zwiſchenfälle, in deren 
Folge die Sitzung auf einige Minuten aufgehoben werden muß. 
Nachdem die Ordnung wieder hergeſtellt iſt, erklärte der Miniſter 
noch einmal, daß dieſe Abſtimmung dem Miniſterium das Ver⸗ 
trauen oder Mißtrauen der Kammer ausdrücken würde. Die Tages⸗ 
ordnung wird hierauf mit 210 gegen 80 Stimmen angenommen; 
3 Mitglieder enthielten ſich des Mitſtimmens. 

Turin, 19. März. [Telegr.] Die „Italie“ meldet gerücht⸗ 
weiſe, daß Farini das Miniſterium des Aeußern annehmen werde. 


Spanien. 

Madrid, 17. März. [Die Staatsſchuld.] Die „Iberia“ 
erinnert an die endliche Regulirung der paſſiven Schuld. Die 
„Epoca“ glaubt, daß die Regierung nach einem eingehenden Stu⸗ 
dium der Angelegenheit nicht Anſtand nehmen werde, den gerechten 
Anſprüchen der Inhaber gerecht zu werden. N 


Dänemark. 


Kopenhagen, 17. März. [Antwort auf die preu⸗ 
ßiſch⸗öſtreichiſchen Noten; aus dem Reichsrath. ] 
„Dagbladet“ berichtet, daß die Antwort der däniſchen Regierung 
auf die preußiſch- öſtreichiſchen Noten am 12. d. abgegangen iſt. 
Die Regierung weiſt darin jede Diskuſſion über Schleswigs Ver⸗ 
hältniſſe und über die Berechtigung der Zuſammenberufung des 
däniſch⸗ſchleswigſchen Reichsraths zurück. Dänemark vermöge ſelbſt 
verſtändlich es nicht Preußen zu verwehren, auf die Frage, welche 
Bedeutung die Verhandlungen von 1851—52 rückſichtlich Schles⸗ 
wigs haben, zurückzukommen. Die däniſche Regierung habe auch 
keine Urſache, eine erneuerte Diskuſſion hierüber zu ſcheuen; dieſe 
würde nur das Reſultat ergeben, daß Dänemark in Betreff Schles⸗ 
wigs keine Verpflichtung eingegangen, jedenfalls jede mogliche Zu⸗ 
ſage vollſtändig erfüllt habe. Die gegenwärtigen Verhandlungen 
könnten aber keinen Schleswig berührenden Punkt umfaſſen; man 
würde dann unter einer Frage, die Europa nun einmal als eine 
innere deutſche betrachte, eine andere hineinziehen, die, wenn ſie 
exiſtirte, international und außerhalb der verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
fugniß des Bundes ſein müßte. Die Wirkung einer ſolchen Zur 
ſammenmiſchung würde ſein, daß, wenn man ſich nicht einigte und 
Bundesexekution eintrete, dieſe dann ſchleswigſche Zwecke haben 
könnte und würde, und Europa müßte dann erkennen, daß Däne⸗ 
mark gendtbigt wäre, eine Bundesexekution als Casus belli zu 
betrachten, ſelbſt wenn die Okkupationstruppen die Eider nicht über⸗ 
ſchritten. Die däniſche Regierung fordert demzufolge beide deutſche 
beide deutſchen Großmächte auf, ihre Bemerkungen in Betreff der 
in der Depeſche vom 27. Oktober v. J. vorgeſchlagenen Grundlage 
zur Ordnung der Verhältniſſe und Selbſtändigkeit Holſteins dar⸗ 
zulegen. — In der heutigen Sitzung des Reichsraths wurde der 
Geſetzentwurf wegen einer Apanage für den Prinzen Frederik zu 
Dänemark einſtimmig der zweiten Berathung überwieſen. Darauf 
fand die zweite Beraihung über den Gejegentwurf, betreffend eine 


Veränderung des $. 53 des Verfaſſungsgeſetzes vom 2. Okt. 1855, 
ftatt. Nach kurzer Diskuſſion wurde der Vorſchlag des Ausſchuſſes 
einſtimmig angenommen und dadurch der Geſetzentwurf mit 43 
gegen 1 Stimme der dritten Berathung überwieſen. 

' lunterſuchung.] Wie wir hören, wird den „H. N.“ von 
hier geſchrieben, iſt jetzt ſchon eine Unterſuchung gegen einige Mit⸗ 
glieder der ſchleswigſchen Ständeverſammlung wegen der Unter⸗ 
zeichnung des neullchen Proteſtes der Herren Hanſen⸗Grumby und 
Thomſen⸗ Oldensworth eingeleitet. Die Regierung argumentirt: 
weil der Proteſt zuerſt in der „preußiſchen offiziellen Zeitung“ ver» 
oͤffentlicht ſei, wäre anzunehmen, daß derſelbe der preuß. Regierung 
übergeben ſei und glaubt dadurch zu einer Unterſuchung Ai och⸗ 
verrath berechtigt zu ſein. Bekanntlich brachte die „Berl. allg. Ztg.“ 
das Aktenſtück zuerſt; da dies nun nicht, wie behauptet, die „preuß. 
offizielle Zeitung“ iſt, die Vorausſetzung alſo falſch iſt, ſo werden 
auch wohl die daraus gezogenen Folgerungen in ihr leeres Nichts 
zurüdfinten müſſen. 
15 ten. 


Kalkutta, 25. Februar. [Die Unruhen in Bhotan] 
haben einen ernſteren Charakter angenommen. Oberſt Lieutenant 
Macpherjon wurde mit 500 Mann nach Darjeeling, General 
Showers mit dem 33. Regimente nach der jüdöftlihen Grenze ab» 

eordnet, wo mehrere Kämpfe mit zahlreichen Rebellenhaufen ſtatt⸗ 

anden. 


Militärzeitung. 

England. [Europäiſche Regimenter beider iudiſchen Armee; 
neue Beſtimmung für der Rekrutirung;z Vermiſchtes.] Bei der 
ftehenden indiſchen Armee hat an Stelle der aufgelöſten, ehemals zu derſelben 

ehbrigen europäiſchen Truppen nunmehr zunächſt die Errichtung von 12 neuen 
Infanteriere imentern jtattgefunden. Jedes derielben wird aus 10 in Indien 
ftationixten Feldkompagnien zu je 94 Mann, inkl. 3 Offizieren, und einem Stabe 
von 16 Hautboiſten eingerechnet, 31 Köpfen, wie aus einer in England zurück- 
bletbenen Depotkompagnie von Offizieren und 128 Mann beſtehen. 4 Artillerie- 
regimenter, davon 2 für die Armee von Bengalen, 1 Genieregiment, und vor⸗ 
läufig 3 leichte Ker werden ſpäterhin noch dazu treten. Ein 
Kauf der Offizierſtellen findet bei dieſen Truppen, als auch für die Infanterie 
und Kavallerie nicht ftatt, für jedes Dienſtjahr in denſelben erhalten die Offiziere, 
außer der ihnen zuſtändigen Penfion, 100 Pfd. St. Entſchädigung. — Das 
Handgeld bei der Rekrutltung iſt für die engliſche Armee jetzt, mit einziger Aus⸗ 
nahme der Pioniere, welche 2 Pfd. St. erhalten, auf durchgängig 1 Pfd. St. 
(6 Thlr. 20 Sgr.) herabgeſetzt warden. Auch ſollen künftig nur Leute vom 18. 
dis 25. Lebensjahre angenommen werden. Die Spielleute ergänzen ſich aus den 
Soldatenkindern vom 14. — 16. Lebensjahre, auch die Trompeter der Reiterei 
und reitenden Artillerie können aus dieſer Klaſſe genommen werden. — Die 
Militärkoſten für die engliſchen Kolonien haben im vorigen Jahre nicht weniger 
als zuſammen 3,718,476 Pfd. St. oder 24,789,640 Thlr., die Militärzuſchüſſe 

von denſelben dagegen nur 109,280 Pfd. St. oder 728,533 Thlr. 10 Sgr. be 
tragen. — Der gegenwärtige Stand der engliſchen Seemacht wird amtlich auf 
414 Schraubendampfer, 111 Raddampfer und 110 Segelſchiffe, zuſammen alſo 
690 Fahrzeuge angegeben. Zum äußeren Dienfte beordert find davon 19 Linien- 
ſchiffe, 2 Panzerfregatten, 90 Sloops und 38 Fregatten und Korvetten, oder 
149 Fahrzeuge. Im Bau begriffen 51 Schrauben- und 4 Raddampfer. — Auf 
der engliſchen Flotte ſind im vorigen Jahre 764 Matroſen mit zuſammen 26,201 
Hieben beſtraft worden. Auf den Mann kommen ſo 34, das Maximum war 50, 
das Minimum 8 Hiebe. 

ran Das Lager von Lannemezan; neues Syitem 
militäriiher Gepäckwagen.] Für das neue ſtehende 7 0 auf dem wei⸗ 
ten Plateau von Lannemezan im Departement der Dberpyrenäen find die vor ⸗ 

en Etwerbungen bereits getroffen worden und iſt man gegenwärtig mit 
den erforderlichen Maaßregeln zur Inſtallirung der Truppen beſchäftigt. Dies 
Lager iſt bekanntlich Set lane g für die Artillerie beſtimmt, und als die Ver⸗ 
aalen u feiner Errichtung ward angegeben, 20 das Polygon von Tou- 
wie e für die u der neuen gezogenen Geſchütze als 5 6 70 er» 
geben habe. 


Auch ſind hier auf dem genannten Plateau Schießſtände bis auf 
eine volle deutſche Meile Entfernung geſchaffen, oder vorläufig wenigſtens ab⸗ 

ſteckt worden. Das a der Hochebene wird außerdem für ebenſo gemäßigt 
as geſund angegeben. le verlautet, ſoll ſchon Anfangs Mal dieſes Lager 
von einer Artillerieabtheilung von 17 0 400 Mann und 400 Pferden 
bezogen werden. — Das neue im Jahre 1860 ins Leben ee Syſtem mili · 
täriſcher Gepäckwagen wird bei der Expedition gegen Mexiko feine erſte ernfte 
und thatſächliche Probe beſtehen. Die Zruppenabtheilungen erhalten für den 
Felddienſt Wagen mit zwei Maulthieren oder Pferden zur ſchnelleren Beförde . 
rung der Offizierseffekten, der Kaffe, Rechnungen, Medikamente und Erfri⸗ 
ſchungen, endlich der Werkzeuge für Waffenreparaturen. Nachträglich wurde 
dieſes Syſtem auch für den Generalſtab angeordnet. Selt zwei Jahren ſind 
Na Gepäckwagen für das ganze Heer angefertigt worden, und gegenwärtig 
beendigt man ma Anfertigung für den Seneralftab zweier Armeen von je 
100,000 Mann in 4 Korps von je 3 Diviſionen. Das Korps für Mexiko er- 

ielt zwei neue Gepäckwagen ſammt Kiſten, Keller und 1 
für den Generalſtab, zwei für das Jägerbataillon, fünf für die Infanterie 
bataillone. 

— [Die Kas In Jah des Baues der Dampfſchiffe in den 
Kriegsmarlnen.] Im Jahre 1807 wurden in der amerikaniſchen Marine 
die erſten Kriegsdampfſchiffe gebaut, welchem Beiſpiel England 1809 nach⸗ 
folgte. Dieſe ſämmtlichen Fahrzeuge, deren Zahl in dem engliſch amerikani- 
ſchen Kriege von 1812—1845 engliſcherſeits bis auf einige 20 anwuchs, beſaßen 
jedoch nur 60 — 80 Pferdekraft, und wurden neben dem leichten Küſtendienſt 
vorzugsweiſe noch als Schleppſchiffe für größere Kriegsſchiffe benutzt, wie ſo 
etwas in der dänſſchen Maxine ja bekanntlich nach 1849 im Gefecht von Eckern⸗ 
förde ſtatthatte. Ihrer Maſchine nach waren dies durchgängig Räderdampf⸗ 
ſchiffe. Von 1820 ab fing man an die Maſchinenkraft bis auf 200 und 300 zu 
vermehren, wozu ein Vorgang in der Schlacht bei Vavarin die Veranlaſſung 

eboten hatte, wo die kleinen und ſchwachen Dampfer die Lintenſchiffe in die 
Schlachter nang zu bugſtren nicht rechtzeitig im Stande geweſen waren. Die 
Beſchießung der ſyriſchen Küftenftädte 1842, wobei die Radkaſten der Dampfer 
ſich als der verletzbarſte Theil dieſer Fahrzeuge bewieſen hatten, gaben den An- 
laß, ae zu ſuchen, die Maſchine nicht mehr in gleicher Weiſe dem feind⸗ 
lichen Feuer bloßzuſtellen. 1844 wurde in Folge been die Schraube erfunden 
und von dem Prinzen von Joinville zuerſt bei der franzöſſſchen Armee einge- 
führt. Es war damit zugleich der Vortheil verbunden, durch Wegfallen der 
Radkaſten die beiden Seitenwände der Dampfſchiffe beſſer als bisher armiren 
können. Schon im nächſten Jahre fand gleicherweiſe in der franzöſiſchen 
Marine der erſte Verſuch mit dem Bau einer chraubenfregatte ſtatt, wonach 
aber hterin England die Vorhand nahm und ſchon 1847 das erſte Schrauben. 
Vinienſchiff vom Stapel laufen ließ. Um dieſelbe Zeit oder bereits etwas früher, 


zu Bequemlichkeit des hieſigen Publikums haben wir 
die Einrichtung getroffen, daß unſere Zeitung gegen 
ein Pringelohn von vierteljährlich 5 Sgr. fofort 
nach dem Erſcheinen einem jeden Beſteller pünktlich ins 
Haus gebracht wird. Wir erſuchen diejenigen unſerer ge⸗ 
ehrten Abonnenten, welche von dieſer Einrichtung Gebrauch 
machen wollen, entweder mündlich oder in unfrankirten 
Briefen die Beſtellung an uns gelangen zu laſſen. 


Die Erpedilion der Poſener Zeitung, 


4 


etwa um 1844, trat der franzöſiſche General Pairhans mit dem Vorſchlage auf, 
kleine Schiffe mit Kanonen von ſchwerem Kaliber zu bauen, was indeß nur von 
Amerika mit einigen Veränderungen adoptirt, dagegen aber von Frankreich und 
England nach einigen derartigen Verſuchen als unpraktiſch verworfen wurde. 
Der rechte Aufſchwung in dem Dampfſchiffbau kam jedoch erſt mit dem Krimm⸗ 
kriege, während welchem bekanntlich beinahe die geſammten Segelflotten Eng⸗ 
lands und Frankreichs in Dampfſchiſſe umgewandelt wurden. Zu dieſem Ber 
40 und um den Kohlenbedarf zu ermäßigen, kam man übrigens faſt von ſelbſt 
auf das Syſtem der gemiſchten Schiffe, welches jetzt durchgängig von allen 
ſeefahrenden Staaten adoptirt worden iſt. Der Eiſenbau ward mit Ausgang 
des genannten Krieges gleichfalls in Berathung gezogen, doch erſt Ende des 
Feunte 1859 ward mit dem Bau des Panzer him Gloire“ abermals von 
rankreich hierzu ein praktiſcher Anlauf genommen. In derſelben Zeit ward 
auch die Bewaffnung der Kriegs- und namentlich der gepanzerten und Eifen- 
ſchiffe in Anregung genommen und iſt die Ausführung dieſer Maaßregel bereits 
bei allen größeren Kriegsmarinen weit vorgeſchritten. Ein neuerer Verſuch vom 
4. März d. J. gegen Schiffswände aus reinen Eiſenplatten zu Shoeburyneß in 
England hat übrigens nach dem Urtheil der engliſchen Admiralität bewieſen, 
daß kein Eiſenpanzerſchiff nur Eiſenwände haben darf, ſondern daß hinter 
8 mindeſtens noch 18 — 20zöllige Holzwände befindlich ſein 
müſſen. — p- 


Lokales und Provinzielles. 

Poſen, 21. März. [Staatsſteuer.] Die Stadt Poſen 
entrichtet an direkten Staatsſteuern, ausſchließlich des Zuſchlags 
von 25 Prozent, 58,262 Thlr., nämlich: Grundſteuer 13,870 Thlr., 
Einkommenſteuer 22,430 Thlr., Gewerbeſtever 21,556 Thlr., Klaſ⸗ 


ſenſteuer 406 Thlr. Dazu tragen die Steuerpflichtigen deutſcher 


Nationalität 48,845 Thlr., die polniſcher Nationalität nur 9417 
Thlr. bei, d. i. etwa / des Geſammtbetrages. Diejenigen Ein⸗ 


wohner, welche nicht zu einer dieſer Steuern beitragen, zahlen hier 


überhaupt keine direkten Staatsſteuern und tragen meiſt nur indie 
rekt durch ihren Konſum zu den Staatölaften bei. Bei den Kom⸗ 
munalabgaben iſt das Beitragsverhältniß zwiſchen den Nationali⸗ 
täten, jo viel bekannt, noch mehr zu Laſten der deutſchen Bevölke⸗ 


rung. Wenn von mancher Seite bei den Ausgaben beſtändig nach 


& Parität zu verfahren verlangt wird, jo ſcheint dieſer Grundſatz 
bei dem Steuerzahlen gänzlich verlaſſen zu ſein und die deutſche 
Bevölkerung ſich hier eines wenig beneidenswerthen Vorzugs Sei⸗ 
tens der Steuerbehoͤrden zu erfreuen. Eine Bevorzugung auf ans 
deren Gebieten iſt ihr bisher wohl kaum zu Theil geworden. Es 
beſtätigt ſich auch hier, bezüglich des theoretiſch ſchͤnen Grund— 
ſatzes der Parität, das alte Juriſtenwort: summum jus, summa 
injuria! 

B Poſen, 21. März. [Naturwiſſenſchaftlicher Vers 
ein.] Oberlehrer Dr. Szafarkiewicz hielt am 19. d. einen öffentli- 
chen Vortrag über die wiſſenſchaftlichen Prinzipien, auf welchen die 
Darſtellung des Leuchtgaſes beruht. Im Eingange ſeines Vortra- 
ges erläuterte er die trockene Deftillation der pflanzlichen und thie⸗ 
riſche Stoffe, und nachher der Steinkohlen. Er beſprach die Pro- 
dukte der trocknen Deſtillation: 1) des ſtarren Rückſtandes (der 
Kohle, Aſche u. |. w.); 2) der leicht kondenſirbaren Dämpfe, und 
zeigte eine Anzahl ſolcher gewonnenen Flüſſigkeiten als Nebenpro⸗ 
dukte vor, namentlich: Holztheer, Kreoſot, Holzeſſig, Franzoſenöl, 
kohlenſaures Ammon, Steinkohlentheer u. ſ. w. und erläuterte die 
Eigenſchaſten derſelben; 3) der verbrennlichen Gasarten, wenn fie 
angezündet werden, wobei das aus Holz, aus thieriſchen Subſtan⸗ 
zen und aus Steinkohle gewonnene Leuchtgas beſprochen und in 
ſeiner Wirkung verglichen wurde; 4) der nicht leicht kondenſirbaren 
Gaſe, wie der Kohlenſäure, des Schwefelwaſſerſtoffes, der ſchwefligen 
Säure u. ſ. w. Am Schluſſe des Vortrages wurden die Methoden 
angegeben, das Steinkohlenleuchtgas von den unter Nr. 4 genann⸗ 


ten Beimiſchungen zu reinigen. Im nächſten Vortrage, Mittwoch 
den 26. d., um 5 Uhr Nachmittags, im chemiſchen Auditorium der 
Icealſchule, beabſichtigt Dr. Szafarkiewiez, welcher ſelbſt der Direk- 


tion der hieſigen Gasanſtalt als Mitglied angehört, die Einrich⸗ 
tungen derſelben bis ins Einzelne zu erklären. 

r Wollſtein, 20. März. [ Gewerbeverein; Nachtrag; Markt.] 
In Folge Aufforderung des Beigeordneten Kaufmanns Anders und des Stadt- 
raths Deſtillateur Zeidler hatte ſich vorgeſtern eine zahlreiche Verſammlung aus 
allen Ständen eingefunden, um über die Gründung eines „Gewerbevereins“ 
für die hieſige Stadt und Umgegend zu berathen. Herr Anders eröffnete die 
Verſammlung mit einer Anſprache, in welcher er darauf hinwies, wie wichtig 
ein Gewerbeverein für Wollſtein und ai werden könne und ſtellte ſchließ⸗ 
lich an die Verſammlung die Frage, ob ſie geſonnen ſei, zur Gründung eines 
Gewerbevereins zu ſchreiten. Dieſe Frage wurde einſtimmig bejaht. Von allen 
Seiten aufgefordert, ſetzte hierauf der Feldmeſſer v. Knobelsdorf in klarer, be- 
redter Sprache die Tendenz eines derartigen Vereins auseinander und ftellte 
ſchließlich den Antrag, ein Komitè zu wählen, welches mit Ausarbeitung der 
ſpäter vorzulegenden Statuten betraut werden ſoll. Es wurden durch Akklama⸗ 
tion gewählt: Landrath v. Unruhe⸗Bomſt, Feldmeſſer v. Knobelsdorf, Bürger⸗ 
meiſter Heuer, Blinden⸗Juſtitusinſpektor Kienel, Baumeiſter Schulz und ſechs 
Meiſter verſchiedener Handwerke. Bei der lebhaften Betheiligung, die ſich bei 
dieſer erſten Verſammlung kundgab, ſteht mit Beſtimmtheit der dauernde Ber 
ſtand des beabſichtigten Vereins zu erwarten, was für unſern Handwerkerſtand 
von unberechenbarem Nutzen ſein wird. — Meinem Berichte über die am Sonn⸗ 
tag in der hleſigen evangeliſchen Kirche begangene goldene Hochzeitsfeſer der 
Lindner'ſchen Eheleute habe ich noch nachzutragen, daß nach beendigter kirchlicher 
Feier das greife Jubelpaar in der Behauſung unſeres Landraths Freiherrn 
v. Unruhe⸗Bomſt feſtlich bewirthet wurde und daß demſelben zum Andenken an 
die ſeltene Feier von der Frau Landräthin ein Pas Kreuzchen, an einem 
Sammetbändchen befefkint, überreicht wurde. — Das Pferde- und Viehgeſchäft 
auf dem vorgeſtrigen Markte in Bentſchen war ſehr lebhaft und die Preiſe 
waren enorm hoch. Gute Ackerpferde ſind bis 100 Thlr. und Fohlen bis 70 
Thaler bezahlt worden. Für Hornvieh traten Käufer zum Theil aus entfernten 
Kreiſen auf und die Preiſe haben in Folge deſſen eine ſeit vielen Jahren nicht 
gekannte Höhe erreicht. 

Bromberg, 19. März. [Handwerkerverein; Verurtheilun⸗ 
gen; Abiturientenprüfung.] Der hieſize Handwerkerverein, der ſich all⸗ 
wöchentlich u einer Sißung verſammelt, beſpricht ſchon ſeit längerer Zeit das 
Thema: „Ob Gewerbeordnung oder Gewerbefreſheit?“ In der letzten Ver⸗ 


Aufgebot. 


Martini gehörigen, im Kreiſe Obornik be⸗ 
ſtehen aus der Kaufgelderbelegungsverhandlung 
vom 1/2. Juli 1859 auf Lukowo Rubr. III. 


J. 2., 13,166 Thlr. 3 Sgr. 10 Pf. nebſt Zinſen 

für die Streitmaſſe Theodor Martini wider 

Dr Kae und auf Zerniki Rubr. III. 
r. 


ermine 


für den Beſitzer und Littr. H. 2. 
20 Sgr. 2 Pf. für die Streitmaſſe Theodor 


lerauf find die Streitmaſſen durch Erkennt- 
1860 dem Theodor Martini zugeſprochen 


.... dd 5 En = > 3 TERN A3 
Inferate und Pörſen⸗ Nachrichten. 
0 — 3 Verfügun rde 24. en 1860 auf 
A d ittergutsbeſitzer T einen Namen umgeſchrieben worden. 
uf den dem Ritterg 6 heodor die it 15 often gebildeten Zweigdoku 
1 Nittergütern Lukowo und mente find verloren gegangen. dem 
N en beruiti Alle Diejenigen, welche an die genannten Po- Thlr. adjudizirte Rittergut Malezewo nebit 
ſten und das darüber ausgeſtellte Inſtrument, den dazu gehörigen Nebengütern, im Jahre 1860 
Nr. 55 ad Littr. J. 1. 16,929 Thlr. 17 Sgr.ſals Eigentümer, Geijionarien, Pfand. oderſlandſchaftlich abgeſchätzt auf 96,294 Thlr. 9 Sgt. 
10 Pf. nebſt Zinſen für den Beſitzer und Liter. ſonſtige Briefinhaber Anſpruch zu machen haben, s Pf. zufolge der, nebſt Hypothekenſchein und 
haben ſich ſpäteſtens mit denſelben bis in dem Bedingungen, in der Regiſtratur einzuſehenden 


den 2. Juni früh 11½ Uhr 

ad Littr. H. 1. 6537 Tülr. 2 Sgr. 2 Pf. bei dem unterzeichneten Gerichte zu melden, Jan ordentlicher Gerichtsſtelle reſubhaftirk werden. 

3 Tote. widrigenfalle ſie mit ihren Anſprüchen werden 

0 Nan üer ea 49 gegenüberſpothekenbuͤche nicht erſichtlichen Realforderung 
i wid „Hirſchfeld ei für amortiſirt erachtet werden wird. 

iii wiber Dr. Siefehfeld eingeiragen. Nogaſen, den 30. Jauuar 1862 

niß vom 25. Oktober 1859 deklarirt am 7. Aug. Königliches Kreisgericht. I. Abtheilung. anzumelden. 


ſammlung vom Montage kam die Frage in Betreff der Meiſterprüfungen zut 
Sprache. Kreisgerichtsrath Ruhe erklärte ſich gegen jede Prüfung im Hand⸗ 
werkerſtande, da das Publikum die beſte Prüfungskommiſſion ſei. Kreierichter 
Kienitz wollte ſogar, daß junge Leute ſchon vom 17. Lebensjahre an Meiſtet 
werden können, worauf der Buchbindermeiſter Huch bemerkte, daß alsdann die 
Verarmung der Handwerker mit Rieſenſchritten vor ſich gehen würde, da die 
jungen Leute, wenn ſie ſich etabliren, auch gleich an das Heirathen denken. Unter 
den vielen zu nichts führenden Reden 4 5 ſich die des hieſigen Buchbinder⸗ 
meiſters Pauſebach (eines eifrigen Irvingianers) beſonders aus. Nachdem ihm 
das Wort gegeben war, trat er vor und 7 — „Meine Herren! Alles menſch⸗ 
liche Wiſſen iſt Stückwerk, darum keine Meiſterprüfungen!“ Punktum. (Allge⸗ 
meines Bravo!) Die Theilnahme an den Verſammlungen war in letzterer Zeit 
nicht mehr fo groß als früher; am Montage waren etwa 50 Perſonen anweſend. 
— Am Montage wurden vor der Kriminaldeputation des hieſigen Kreisgericht 
wei nicht unintereſſante Fälle verhandelt. Der hieſige Fleiſchermeiſter Henoch 

braham bediente ſich ſeit etwa 2 Jahren einer falſchen Waage. Die Unrich⸗ 
tigkeit wurde theils durch die falſche Stellung des Waagebalkens, theils durch 
die größere Schwere der einen Waagſchale herbeigeführt, ſo daß das Publikum 
T. des ſcheinbar guten Gewichtes dennoch betrogen war. Am 7. Dezember 
v. J. verkaufte Abraham mittelſt dieſer Waage dem Arbeitsmann Bictorowlez 
1½ Pfd. Rindertalg. Dem Käufer ſchien das Gewicht zu gering; er begab ſich 
deshalb auf das Polizeibüreau und da ergab ſich beim Nachwießen auf der dort 
befindlichen Waage ein Mindergewicht von mehr als 2 Loth. Abraham kannte 
die Unrichtigkeit der Waage, da ſchon früher häufig Klage darüber geführt wor 
den, daß er ein zu geringes Gewicht verabfolgt habe. Die Staatsanwaltſchaft 
beantragte wegen wiſſenſchaftlichen Gebrauchs einer unrichtigen Waage gegen 
den Angeklagten 3 Monate Gefaͤngniß, eine Geldbuße von 90 Thlr., Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte auf 1 Jahr und einjährige Stellung unter Polizei ⸗ 
aufſicht; der Gerichtshof erblickte in der Handlungsweiſe des Angeklagten aber 
nur eine Uebertretung der Gewichtsordnung und belegte ihn mit einer Geld⸗ 
ſtrafe von 10 Thlr. event. 1 Woche Gefängniß. . ara wurde noch die 
Konfiskation der Waage ausgeſprochen. — Der zweite Fall war folgendes: Im 
Herbſte v. J. fand die verehelichte Arbeitsfrau Schlamm auf dem Felde des 
Mühlenpaͤchters Poll im Prondy⸗Kupferhammer (1 Meile von hier) beim Aus⸗ 
nehmen der Kartoffeln einen ganz verſtockten Beutel, in welchem ſich 20 Gold⸗ 
ſtücke (Dukaten) und mehrere Silbermünzen befanden. en Werth dieſer 
Münzen nicht ahnend, that ſie dieſelben in ein zerbrochenes Glas und ſtellte 
ſolches in ein offenes Spind. Hier fand ſie gi 13 Jahr alter Sohn, ſpielte 
damit und verſchenkte ſchließlich mehrere Goldſtücke an den Sohn des Arbeits- 
mannes Michael Meyer aus Prondy⸗Krug und an den Knecht Franz Jarzyn. 
Dem M. Meyer ſchienen die Münzen etwas werth zu ſein und er begab ſich mit 
7 Goldſtücken nach Bromberg zu dem Kaufmann Jullus Jacobi, der ihm die⸗ 
ſelben für 18 Thlr. 6 Sgr. abkaufte. Nun ging der Finderin ein Licht auf und 
ſie brachte die Sache zur Anzeige. Meyer wurde wegen Unterſchlagung unter 
Anklage geſtellt und zu 1 Monat Gefängniß ſowie zum Verluſte der bürgerlichen 
Ehrenkechte auf 1 Jahr verurtheilt. — Am Montage fand in der hieſigen Real 
ſchule die mündliche Prüfung in Gegenwart des Schulrathes Dr. Mehring aus 
Poſen von 7 Abiturienten ſtatt, welche ſämmtlich, einer mit dem Prädikat „gut“ 
die andern mit den Prädikaten „genügend“, beſtanden. Geſtern wurde die 
mündliche Prüfung von 6 Abiturienten vor demſelben Prüfungskommiſſar im 
N abgehalten. 5 der jungen Leute haben beſtanden, einer iſt dutch⸗ 
gefallen. 


Ver miſchtes. 
Berlin, 20. März. Der am Sonnabend entſprungene 
frühere Student Schöppe iſt, wie die „Ger.⸗Ztg.“ meldet, in 
Frankfurt a. M. wieder verhaftet worden. 

»Die Nachricht von der Einnahme des Forts Donnelſon war 
Dank dem elektriſchen Telegraphen in San Francisco eben fo früh 
wie in Newyork bekannt, ja, man feierte den Sieg dort um meh⸗ 
rere Stunden früher als in Newyork. Als die Nachricht von der 
Einnahme des Forts zu Newyork eintraf, begab ſich ein Amerika⸗ 
ner auf die Polizei und forderte, daß man jeden, der nach 2 Uhr 
Nachmittags nüchtern angetroffen werde. arretiren ſolle. Der 
Polizeichef verſprach Nachſicht gegen alle Betrunkene, mehr könne 
er als beſter Patriot nicht thun. So berichtet die „Newyorker 
Handelszeitung“. - 


Angekommene Fremde. 
Vom 21. März. 

HOTEL DU NORD. Rittergutsbeſitzer v. Gorzenski aus Witaſzyce, Frau 
Rittergutsbeſitzer v. Koczorowska aus Piotrkowice, Gutspächter Demel 
aus Mtodaske, Dr. Waldſtein aus Berlin, prakt. Arzt Dr. Lewin aus 
Frauſtadt und Kaufmann Scharpff aus Fulda. 

OEHMIG’S HOTEL DE FRANCE. Kaufmann Warm aus Magdeburg, 
Gutsbeſitzer Jachmus aus Schneidemühl, die Rittergutsbeſitzer v. Boja⸗ 
nowski nebſt Frau aus Krzekotowice und v. Zuchowskl aus Konino. 

SCHWARZER ADLER. Rittergutsbeſitzer v. Radonski aus Bieganowo, 
Kommiſſarius Woyciechowski aus Unie und Gutsverwalter Neumann 
aus Mieläyn, 

SUERN’S HOTEL DE L’EUROPE. Die Gutsbeſitzer v. Bojanowski aus 
Krzekotowice und v. Kurowski aus Polen, Frau Gutsbeſitzer v. Ro⸗ 
zandfa aus Trzemeſzuo, Parxtikulier Haltermann aus Königsberg und 
Kaufmann Lilienthal aus Berlin. 

MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Rittergutsbeſitzer Köpke aus Peilau, 
Oekonom Gruner aus Osnabrück, die Kaufleute Stich und Dottt aus 
Berlin, — — aus Mainz und Guttentag aus Breslau. 

BAZAR, Die Gutsbeſitzer Graf Mielavnski aus Kotowo, v. Zychlinski aus 
Kigzno, v. Sczaniecki aus Falten v. Chlapowski aus Brodnica, 
v. Zeroüski aus Brzoza, v. Lacki aus Poſadowo, v. Chtapowski aus 
Szoldry, v. Garezynski und Frau Gutsbeſitzer v. Lutoſtauska aus 
Polen, Literat Feldmanoweki aus Groß» Jeziory und Arzt Eutaſzewoli 
aus Mitostaw. 

HOTEL DE PARIS. Kaufmann Wyfzomirski aus Gollancz, die Gutsr 
2 * v. Ra Sol, v. Baranowski aus Gwiazdowo und 
v. Weſierski aus Borzejewo. 

HOTEL DE BERLIN. Kaufmann Schulz aus Berlin, die Gutsbeſitzer 
Böning aus Radom und Zafinsti aus Jerka, Frau Gutsbeſitzer Lehr 
mann aus Garby, Frau Apotheker Riemer aus Mur, Goslin, Vikar 
Nybackt aus Podleſie, Rendant Weichmann aus Dembno und Guts⸗ 
pächter Mathes aus Kruez. a 

EICHBORN’S HOTEL. Die Kaufleute Auerbach aus Jarbein, Glaß aus 
Grätz, Lißner und Ehrlich aus Neuftadt a. W. 

ZUM LAMM. Geſchäfts-Reiſender Preuß aus Sommerfeld und Handels- 
mann Schmidt aus Pommerwigz. 

PRIVAT -LO GIS. Appell. Ger. Reſtrendar Mansfeld aus Bromberg, Ber⸗ 
linerſtraße Nr. 15. 


nen 


Nothwendiger Verkauf, 
Königliches Kreisgericht in Gneſen, 
den 20. September 1861. 

Das dem Theophil v. Stoß für 90,001 


are, ſoll am 
28. April 1862 Vormittage 


Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy- 


Befriedigung aus den 3 ſuchen, haben 
ihren Anſpruch bei dem Subhaſtationsgerichte 


(Beilage.) 


